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Stellungnahme zum Beschluss des LG Berlin vom 06.12.23

Der 80. Kammer war die Gelegenheit gegeben, das mangelnde Gehör des PKH Beschluss 
vom 25.07.23, das die Beschwerdeführerin mit der Anhörungsrüge vom 09.08.23 und in der 
PKH Beschwerde vom 21.08.23 gerügt hatte, zu korrigieren und den Nichtabhilfebeschluss 
vom 05.09.23  gemäß des Beschluss des KG vom 12.09.23 zu begründen und auch das hier
gerügte Gehör zu gewähren.

Der überarbeitete Nichtabhilfebeschluss vom 06.12.23 enthält jedoch dieselben 
Ausführungen wie der PKH Beschluss vom 25.07.23.

Die Anhörungsrüge war lediglich nach dem Hinweis vom 23.08.23 zurückgenommen 
worden, weil das LG erklärte, dass diese unzulässig sei.

Die Beschwerdeführerin hat daher Befangenheitsantrag gegen
die verfahrensleitende Richterin Rothenbach, beisitzende Richterin Niemann, 
beisitzender Richter Dreßler erhoben. Der Befangenheitsantrag wurde vorsorglich 
auch gegen die anderen Mitglieder der Kammer gestellt, weil die Beschwerdeführerin 
als juristische Laiin nicht weiß, ob diese aktiv involviert sind, oder lediglich von der 
verfahrensleitenden Richterin aus deren Perspektive, also selektiv informiert werden 
und unterzeichnen oder mit dem hier angegriffenen Verhalten der Richterin 
Rothenbach einverstanden sind.
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I. Rechtliche Grundlage für den Befangenheitsantrag

Es wurde in grober Weise die richterliche Pflicht verletzt, sich den Parteien gegenüber 
neutral zu verhalten und nicht einseitig rechtliches Gehör zu gewähren. In den Beschlüssen 
finden sich nur die Behauptungen der Gegnerin wieder. Auf die umfangreichen und 
substantiierten Beweisangebote der Beschwerdeführerin, dass diese nicht stimmen und zur 
Sachlage, wird nicht eingegangen, sondern erklärt, dies seien Vermutungen. Das Pkh 
Verfahren ist nicht dafür da, im Schnellverfahren zu entscheiden.

Die PKH Beschluss und Nichtabhilfe sind weiterhin willkürlich (BFH, Beschl. v. 16.02.1989 – 
X B 99/88; BSG, Beschl. v. 31.08.2015 – B 9 V 26/15), da die ergangene Rechtssprechung 
der Obergerichte nicht gewährt wird, also Pkh zu bewilligen ist, auch wenn das Gericht eine 
andere Meinung hat- es ist dann im Hauptverfahren zu klären, welche zutreffend ist. 
Dergleichen, wenn grundsätzliche Rechtsfragen, Fortbildung des Rechts betroffen sind. Mit 
der hier aufgeworfenen Sachlage und der Rechtslage wird sich nicht einmal auseinander 
gesetzt. Sondern wesentliche Teile des klägerischen Sachvortrags beschwiegen.

Willkürlich ist ein Richterspruch dann, wenn er unter keinem denkbaren Aspekt
rechtlich vertretbar ist und sich daher der Schluss aufdrängt, dass er auf sachfremden
Erwägungen beruht (BVerfGE 4, 1 <7>; 80,48 <51>). Willkür liegt dann vor, wenn eine 
offensichtlich einschlägige Norm nicht berücksichtigt, der lnhalt einer Norm in krasser Weise 
missdeutet wird (BverfGE 62, 189 <192>; 83, 82 <85 ff.>; 86, 59 <62 ff.>). Von willkürlicher 
Missachtung kann nur nicht gesprochen werden, wenn das Gericht sich mit der Rechtslage 
eingehend auseinandersetzt und seine Auffassung nicht jedes sachlichen Grundes entbehrt 
(BVerfGE 87, 273 <278f.>). Auf sämtliche Beweisangebote wird nicht eingegangen, sondern 
behauptet, das seien Vermutungen. Es ist nicht zulässig, über die substantiierten Beweise 
der Beschwerdeführerin im Pkh Verfahren zu befinden.
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II. Die Beschwerdeführerin erinnert noch einmal an folgende Grundlagen:

a)
Art.103   GG (Justizgrundrecht: vor Gericht hat jedermann Anspruch auf rechtliches   
Gehör).
„Art. 103 Abs. 1 GG gewährleistet als Verfahrensgrundrecht (532 BVerfG(K) I, 259 (262); 3, 
143 (145)) das rechtliche Gehör als "prozessuales Urrecht des Menschen", aufgefächert in 
drei Sektoren: Information, Äußerungsbefugnis, Berücksichtigungspflicht.
Geht das Gericht allerdings auf den wesentlichen Kern des Tatsachenvortrags eines 
Beteiligten zu einer Frage, die für das Verfahren von zentraler Bedeutung ist, nicht ein, so 
lässt dies auf die Nichtberücksichtigung des Vortrags schließen, sofern er nicht nach dem 
Rechtsstandpunkt des Gerichts unerheblich oder offensichtlich unsubstantiiert war (BVerfGE 
86, 133 (145 f.). Wesentliche Tatsachenbehauptungen dürfen infolgedessen nicht 
übergangen werden, sie müssen vielmehr in den Entscheidungsgründen „verarbeitet" 
werden (B. der 2. Kammer des Zweiten Senats vom 25.10.11-2 BvR 2407/10, juris; 
Beschluss der 2. Kammer des Ersten Senats vom 17.1.12- I BvR 2728/10, Rn. 10 ff. 539).
"Der in Art. 103 Abs. 1 GG verbürgte Anspruch auf rechtliches Gehör ist eine Folgerung aus 
dem Rechtsstaatsgedanken für das gerichtliche Verfahren. Der Einzelne soll nicht bloßes 
Objekt des Verfahrens sein, sondern er soll vor einer Entscheidung, die seine Rechte betrifft,
zu Wort kommen, um Einfluss auf das Verfahren und sein Ergebnis nehmen zu können" 
(BVerfG, Beschl. v. 18.01.2011, 1 BvR 2441/10, Rn. 10 ff.)

„Die Missachtung des rechtlichen Gehörs verletzt den Betroffenen in seiner allgemeinen 
Handlungsfreiheit gemäß Art. 2 Abs. 1 GG in Verbindung mit dem Rechtsstaatsprinzip 
gemäß Art. 20 Abs. 3 GG.“ (BVerfG, Besch. v. 12.01.2000, 2 BvR 1621/99).
Seine rechtsstaatliche Bedeutung ist auch in dem Anspruch auf ein faires Verfahren gemäß 
Art. 6 Abs. 1 der Europäischen Menschenrechtskonvention sowie in Art. 47 Abs. 2 sowie Art.
41 Abs. 2 lit. a der Europäischen Grundrechtecharta anerkannt. Der Einzelne soll nicht nur 
Objekt der richterlichen Entscheidung sein, sondern vor einer Entscheidung, die seine 
Rechte betrifft, zu Wort kommen, um als Subjekt Einfluss auf das Verfahren und sein 
Ergebnis nehmen zu können (vgl. BVerfGE 9, 89).

Das Grundgesetz sichert rechtliches Gehör im gerichtlichen Verfahren durch das 
Verfahrensgrundrecht des Art. 103 Abs. GG. Rechtliches Gehör ist nicht nur ein 
"prozessuales Urrecht" des Menschen, sondern auch ein objektivrechtliches 
Verfahrensprinzip, das für ein rechtsstaatliches Verfahren im Sinne des Grundgesetzes 
schlechthin konstitutiv ist (vgl. BVerfGE 55, 1). 

„Rechtliches Gehör sichert den Parteien ein Recht auf Information, Äußerung und 
Berücksichtigung mit der Folge, dass sie ihr Verhalten im Prozess eigenbestimmt und 
situationsspezifisch gestalten können. Insbesondere sichert es, dass sie mit Ausführungen 
und Anträgen gehört werden." (BVerfG, Beschl. v. 30.04.2003, 1 PBvU 1/02, Rn. 38 ff. = 
BVerfGE 107, 395).

,,Art. 103 Abs. 1 GG steht daher in einem funktionalen Zusammenhang mit der 
Rechtsschutzgarantie (vgl. BVerfGE 81, 123). Diese sichert den Zugang zum Verfahren, 
während Art. 103 Abs. 1 GG auf einen angemessenen Ablauf des Verfahrens zielt: Wer bei 
Gericht formell ankommt, soll auch substantiell ankommen, also wirklich gehört werden. 
Wenn ein Gericht im Verfahren einen Gehörsverstoß begeht, vereitelt es die Möglichkeit, 
eine Rechtsverletzung vor Gericht effektiv geltend zu machen." (BVerfG, Beschl. v. 
30.04.2003, 1 PBvU 1/02, Rn. 38 ff. = BVerfGE 107, 395).

"Nach der ständigen Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts verpflichtet Art. 103 
Abs. 1 GG das Gericht, die Ausführungen der Prozessbeteiligten zur Kenntnis zu nehmen 
und in Erwägung zu ziehen. Dabei soll das Gebot des rechtlichen Gehörs als 
Prozessgrundrecht sicherstellen, dass die von den Fachgerichten zu treffende Entscheidung 
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frei von Verfahrensfehlern ergeht, welche ihren Grund in unterlassener Kenntnisnahme und 
Nichtberücksichtigung des Sachvortrags der Parteien haben." (BVerfG, Beschl. v. 
08.04.2004, 2 BvR 743/03, Rn. 11.).

Von einer Verletzung des Rechts auf Gehör ist auch dann auszugehen, wenn die 
Begründung der Entscheidung des Gerichts nur den Schluss zulässt, dass sie auf einer 
allenfalls den äußeren Wortlaut, aber nicht den Sinn des Vortrags der Partei erfassenden 
Wahrnehmung beruht (BGH, Beschl.. v. 29.10.2019- 1 U 139/19).

b) Rechtliche Grundlagen Pkh-Beschwerde
1.
Keine Klärung schwieriger Rechts- und Tatsachenfragen im Pkh-Verfahren.
BVerfG, Beschl. v. 08.07.2016, 2 BvR 2231/13
 „Das Recht auf effektiven Rechtsschutz, das für die öffentlich-rechtliche Gerichtsbarkeit aus 
Art. 19 Abs. 4 GG abgeleitet wird, gebietet eine weitgehende Angleichung der Situation von 
Bemittelten und Unbemittelten bei der Verwirklichung des Rechtsschutzes (vgl. BVerfGE 78, 
104 <117 f.>; 81, 347 <356> m.w.N.). Es ist dabei verfassungsrechtlich grundsätzlich 
unbedenklich, die Gewährung von Prozesskostenhilfe davon abhängig zu machen, dass die 
beabsichtigte Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung hinreichende Aussicht auf Erfolg 
hat und nicht mutwillig erscheint. Jedoch überschreiten die Fachgerichte ihren 
Entscheidungsspielraum, wenn sie die Anforderungen an das Vorliegen einer 
Erfolgsaussicht überspannen und dadurch den Zweck der Prozesskostenhilfe, dem 
Unbemittelten den weitgehend gleichen Zugang zu Gericht zu ermöglichen, deutlich 
verfehlen (vgl. BVerfGE 81, 347 <356 f.>). Die Prüfung der Erfolgsaussicht soll nicht 
dazu dienen, die Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung selbst in das 
Nebenverfahren der Prozesskostenhilfe vorzuverlagern und dieses an die Stelle des 
Hauptsacheverfahrens treten zu lassen (vgl. BVerfGE 81, 347 <357>). Schwierige, 
bislang ungeklärte Rechts- und Tatfragen dürfen nicht im Prozesskostenhilfeverfahren
entschieden werden, sondern müssen auch von Unbemittelten einer prozessualen 
Klärung in dem dafür vorgesehenen Verfahren zugeführt werden können (BVerfG, 
Beschluss der 1. Kammer des Zweiten Senats vom 17. Februar 2014 - 2 BvR 57/13 -, 
juris, Rn. 10). Das Prozesskostenhilfeverfahren will den Rechtsschutz nämlich nicht 
selbst bieten, sondern ihn erst zugänglich machen (vgl. BVerfGE 81, 347 <357>).“

2.
Bei Vorliegen von Revisionsgründen ist Pkh zu bewilligen.
Beschwerde ist auch nach § 574 Abs. 3 ZPO zuzulassen, weil die Rechtssache grds 
Bedeutung hat, der Fortbildung des Rechts oder der Sicherung einer einheitlichen 
Rechtssprechung dient. daher ist dem Pkh Antrag stattzugeben (BGH NJW 2003, 1116; 
BGH NJW-RR 2004, 1162)

Rechtsfragen, die zur Einheit der Rechtsordnung oder der Rechtsfortbildung 
klärungsbedürftig sind, sind nicht im Nebenverfahren der Prozesskostenhilfe zu 
entscheiden. Sondern, wenn einer Rechtsfrage diese Bedeutung zukommt, es dem 
Gebot der Rechtsschutzgleichheit zuwider läuft, dem Unbemittelten wegen fehlender 
Erfolgsaussichten seines Begehrens Prozesskostenhilfe vorzuenthalten (OVG Bremen, 
01.12.2010 - 2 S 14/10). Prozesskostenhilfe ist daher auch dann zu gewähren, wenn die 
Entscheidung in der Hauptsache von der Beantwortung einer schwierigen, bislang 
ungeklärten Rechtsfrage abhängt (BVerfG, Beschluss vom 04.02.2004 – 1 BvR 1715/02 23).

„Dem ASt ist auch dann Pkh zu bewilligen, wenn das Instanzgericht in der Sache 
zuungunsten des ASt entscheiden möchte (BGH MDR 2013, 1799), selbst wenn es bereits 
Hauptsacheentscheidungen zu der Rechtsfrage in anderen Verf getroffen hat (BVerfG 
4.10.2017 - 2 BvR 846/17). Pkh ist in diesem Fall nicht nur für die unteren Instanzen, 
sondern auch für das letztinstanzl Verf, in dem die Grundsatzfrage geklärt wird, zu bewilligen
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(BVerfG v. 4.5.2015 - 1 BvR 2096/13, NJW 2014, 2173 = MDR 2015, 723; aA Geimer 32. 
Aufl Rn 21).“ (aus: Schultzky in: Zöller, Zivilprozessordnung, 34. Aufl. 2022, § 114 ZPO, Rn. 
25)

3.
Auch wenn ein Gericht von der höchstrichterlichen Rechtssprechung und der hM in 
der Literatur abweichen will, muss es Pkh bewilligen (BVerfG, Beschl. v. 21.04.2016, 1 
BvR 2154/15, NJW-RR 2016, 1266 f). Versagung von Prozesskostenhilfe für ein 
Berufungsverfahren „Es läuft dem Gebot der Rechtsschutzgleichheit zuwider, wenn 
das Fachgericht im Verfahren der Prozesskostenhilfe bei der Beurteilung der 
Erfolgsaussichten der beabsichtigten Rechtsverfolgung in einer 
entscheidungserheblichen Rechtsfrage von der Auffassung der höchstrichterlichen 
Rechtsprechung und der herrschenden Meinung in der Literatur zum Nachteil des 
Unbemittelten abweicht.“ (LS 1) „Art. 2 I iVm Art. 20 III GG gebietet eine weitgehende 
Angleichung der Situation von Bemittelten und Unbemittelten bei der Verwirklichung des 
Rechtsschutzes. Es ist verfassungsrechlich unbedenklich, die Gewährung von 
Prozesskostenhilfe davon abhängig zu machen, dass die beabsichtigte Rechtsverfolgung 
oder Rechtsverteidigung hinreichende Aussicht auf Erfolg hat und nicht mutwillig erscheint. 
Die Prüfung der Erfolgsaussichten soll allerdings nicht dazu dienen, die Rechtsverfolgung 
oder Rechtsverteidigung selbst in das summarische Verfahren der Prozesskostenhilfe zu 
verlagern und dieses an die Stelle des Hauptsacheverfahrens treten zu lassen (vgl. BVerfGE
81, 347 [356 f.] = NJW 1991, 413; stRspr). „Es läuft dem Gebot der Rechtsschutzgleichheit 
zuwider, wenn ein Fachgericht § 114 I ZPO dahin auslegt, dass es eine 
entscheidungserhebliche Rechtsfrage - obwohl dies erheblichen Zweifeln begegnet - als 
einfach oder geklärt ansieht und sie deswegen bereits im Verfahren der Prozesskostenhilfe 
zum Nachteil des Unbemittelten beantwortet (vgl. BVerfGE 81, 347 [359 f.] = NJW 1991, 
413).“ Entsprechendes gilt, wenn das Fachgericht bei der Beurteilung der 
Erfolgsaussichten der beabsichtigten Rechtsverfolgung in einer 
entscheidungserheblichen Rechtsfrage von der Auffassung der höchstrichterlichen 
Rechtsprechung und der herrschenden Meinung in der Literatur abweicht (vgl. BVerfG
[1. Kammer des Ersten Senats], Beschl. v. 7.11.2011 - 1 BvR 1403/09, BeckRS 2011, 
56799 Rn. 34 mwN).“ BVerfG, Beschl. v. 8. 11.2004-1 BvR 2095/04, NJW-RR 2005, 500 f.
Überspannte Anforderungen an Erfolgsaussicht einer Klage im Pkh-Verfahren)

GG Art. 3 I, 20 III; ZPO § 114
„Eine mit Art. 3 I i. V. mit Art. III GG unvereinbare Überspannung der Anforderungen an das 
Vorliegen einer hinreichenden Erfolgsaussicht der beabsichtigten Rechtsverfolgung gem. § 
114 ZPO liegt vor, wenn das Gericht - selbst bei Heranziehung schlüssiger Argumente und 
guter Begründung- in einer entscheidungserheblichen Rechtsfrage von der 
höchstrichterlichen Rechtsprechung und herrschenden Meinung in der Literatur … abweicht. 
(Leitsatz der Redaktion)“ „Unter Anlegung dieses Maßstabs verstößt die Entscheidung des 
OLG gegen Art. 3 I i. V. m. Art. 20 III GG. Denn das Gericht hat die Anforderungen an die
Voraussetzung für die Bewilligung von Prozesskostenhilfe überspannt, indem es eine 
schwierige Rechtsfrage bereits im summarischen Verfahren "durchentschieden" hat.“ 
„Das OLG ist mit seinem Beschluss in einer entscheidungserheblichen Rechtsfrage 
von der höchstrichterlichen Rechtsprechung und herrschenden Meinung in der 
Literatur abgewichen; ein solches Vorgehen muss aber - selbst wenn es unter 
Heranziehung schlüssiger Argumente gut begründet wäre- im Hinblick auf die im 
summarischen Verfahren nicht in ausreichender Weise gegebene Möglichkeit zur Vertiefung 
und Verdeutlichung des eigenen Rechtsstandpunkts der Parteien- zum Beispiel in einer 
mündlichen Verhandlung- dem
Hauptsacheverfahren vorbehalten bleiben.“

4.
Eine Beweisaufnahme findet im PkhVerfahren nicht statt.
Pkh ist vielmehr idR bereits dann zu bewilligen, wenn der Erfolg der Rechtsverfolgung
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oder Rechtsverteidigung vom Ausgang einer Beweisaufnahme abhängt; dabei genügt 
es, dass die Beweisaufnahme ernsthaft in Betracht kommt (BVerfG v. 19.2.2008 - 1 BvR
1807/07, NJW 2008, 1060 = MDR 2008, 518; BVerfG v. 13.7.2020 - 1 BvR 631/19, FamRZ 
2020, 1559): (aus: Schultzky in: Zöller, Zivilprozessordnung, 34. Aufl. 2022, § 114 ZPO, Rn. 
32)

Zum ersten Mal behauptet die 80. Kammer des LG Berlin nun (Überraschungsentscheidung)
in ihrem auf Anforderung des KG überarbeiteten Nichtabhilfebeschluss vom 06.12.2023, 
dass die über 105 im Pkh Verfahren vorgelegten Beweisangebote „Vermutungen“ seien und 
daher weder der Antrag auf Belegsicherung, noch dem Antrag auf Schadensersatz wegen 
vorsätzlicher sittenwidriger Schädigung, noch den Anträgen auf Anfechtungen 
(Testierunfähigkeit des Erblassers, Fachgutachten dazu, Erbunwürdigkeit der Gegnerin) 
stattzugeben ist.

Die 80.  Kammer stützt sich allein auf die Behauptungen der Gegnerin, die auch niemals mit 
einem einzigen Beweisangebot belegt sind.

Die Kammer lehnt aber de facto schon eine Beweisaufnahme ab, indem sie erklärt, dass die 
über 105 im Pkh Verfahren vorgelegten Beweisangebote der Beschwerdeführerin seien
„Vermutungen“.  Die substantiierten Beweisangebote der Beschwerdeführerin zu ihrem 
Vortrag sind nach Meinung der Kammer „Vermutungen“, die keine Pkh rechtfertigen.

Wesentlicher Vortrag und Beweisangebote dazu, werden von der Kammer völlig 
übergangen, u.A.:

0. EINLEITUNG: die über 105 von der Beschwerdeführerin vorgelegten Beweise sowie 
Zeugenangebote seien Vermutungen.

1. Erbrechtlicher Betrug an der Beschwerdeführerin zugunsten der 
Gegnerin war angekündigt.
Email einer Zeugin vom 04.02.2012 (K 27, Beweis: Email von Astrid Wehner-Fleischberger 
vom 04.03.2012, Zeugenbeweis: Astrid Wehner-Fleischberger, Brunnerstr. 27. 80804 
München) mit dem Protokoll eines Gesprächs mit dem Erblasser, worin dieser erklärt, seine
Kinder, darunter die Beschwerdeführerin, werden nichts erben. Ca. 100.000 habe er am
seine verstorbene geschiedene Frau gezahlt, dies sei sein Erbe an seine Kinder, mehr 
würde es nicht geben. Er müsse seine zweite Frau, die Gegnerin, versorgen (die Gegnerin 
behauptet aktuell sie habe diese 100.000€ bezahlt, wiewohl Schenkungsvertrag den 
Erblasser zu dieser Zahlung verpflichteten und er mündlich und schriftlich angegeben hat, er 
habe diese bezahlt). Angeboten wurde auch der Zeugenbeweis.

>> Beweisangebot und der Vortrag der Beschwerdeführerin, dass der Erblasser zu 
Lebzeiten plante, die erbrechtliche Ansprüche der Beschwerdeführerin zu unterlaufen,
wurde von der Kammer nicht zur Kenntnis genommen.

2. Der erbrechtliche Betrug wurde augenscheinlich auch 
durchgeführt, denn sämtliches hohes Einkommen und sämtliches 
hohes Geldvermögen verschwanden schon zu dessen Lebzeiten.
ausweislich Überlassungsvertrag (K 5, B 1, Beweis: Auskunft vom 06.12.21) und 
Grundbuchauszug (K 67, Beweis: Grundbuchauszug Amtsgericht Bensheim vom 23.11.22) 
war der Gegnerin, kurz nach der Eheschliessung mit dem Erblasser, schon im Dezember 
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2006 die hochwertige Hausimmobilie Wetzbach 34, 64673 Zwingenberg geschenkt worden, 
noch hatte sich der Erblasser eigene Rechte vorbehalten, er verpflichtete sich auch zu allen 
zu leistenden Zahlungen zur Immobilie. Es wird behauptet, die Gegnerin habe dem Erblasser
zuvor 150.000 € gegeben- die Gegnerin, kam mit einem DAAD Stipendium aus Indien 
hierher hat nach Angaben ihres Arbeitgebers wenig verdient, kann diese Summe also 
gar nicht gegeben haben (K 29, Beweis: Anlagenkonvolut Veröffentlichungsnachweis 
Universität Marburg, Röhm Chemie, gehalt.de  (Anlagenkonvolut); K 51, Beweis:  
Bestätigung des Telefongesprächs mit Dr. Gerhard Wallenwein per Mail vom 16.08.22, 
Anlage K  51 und Zeugenbeweis: Dr. Gerhard Wallenwein, Laves Chemie Consulting, Die 
Ritterwiesen 10, 65835 Liederbach).

Rentenbescheide (K 64, Beweis:  Rentenbescheid der BfA des Erblasser vom 23.02.1999, 
Az. 7 F 422/91 VA, Blatt 40) und Gehaltsbescheinigungen des Erblassers (K 74, Beweis:  
Gehaltsbescheinigung des Erblassers für 2002, 24.11.2003, aus Amtsgericht Bensheim, Az 
7 F 422/91 UE Bd 2), der als leitender Angestellter einer internationalen Chemiekonzern gut 
verdiente und schon früh eine entsprechend hohe Rente aufwies, vor 2012;

aktuelle Schreiben der DRV (K 73, doppelt vergeben, Schriftsatz vom 09.03.23; Beweis:
Schreiben der Deutschen Rentenversicherung Bund vom 17.02.2023, Zeugenbeweis:  
Deutsche Rentenversicherung Bund, Ruhrstr. 2, 10709 Berlin), Bausparversicherern (K 53,
Beweis: Schreiben der Wüstenroth Bausparkasse vom 05.07.22), dass Rente und 
Bausparguthaben nach 2012, erstere bis zum Tode des Erblassers überwiesen worden
sind.

>>Die Kammer folgt der Gegnerin, die behauptet, der Erblasser habe seit Februar 2012
kein Konto gehabt, sie habe die Ausgaben getätigt. Der Vortrag der 
Beschwerdeführerin, die Gegnerin habe die hohe Rente und die aufgelösten 
Bausparguthaben vereinnahmt, mit den obigen Beweisangeboten wird nicht zur 
Kenntnis genommen und auch nicht der Vortrag der geplante erbrechtliche Betrug sei 
augenscheinlich auch durchgeführt worden, indem Einkommen und auch 
Geldvermögen schon zu Lebzeiten an die Gegnerin gingen, die diese Geschenke aber 
nicht angibt.

Die von der Rechtanwältin des Erblassers während seiner ersten Ehe eingereichten 
Vermögensnachweise des Erblasser aus den Scheidungsakten AG Bensheim 7 F 422/91, es
wurde Aktenbeiziehung beantragt- Vermögen hieraus über 900.000€ (K 14 – 20);

Auszüge aus dem Handelsregister zu 2 Firmen des Erblassers, eigene eidesstattlichen 
Versicherungen der Beschwerdeführerin zu Gesprächen zum Einkommen und 
Geldvermögen, Arbeitsleistungen des Erblassers als Forscher und Berater, Aufträgen (im 
Rahmen einer gebauten Produktionsanlage von 30 Mio €) an die nach seiner nach seiner
Berentung von ihm gegründeten Firma (Artemis, später Catena) mit den ehemaligen 
Geschäftspartnern. Es wurde die Zeugeneinvernahme beantragt. Ein Dritter kann eine 
Urkunde zum Verkauf der Unternehmensanteile des Erblassers in Höhe von 900.000€ 
vorlegen ((zur Firmengründung K 44, Beweis:  Eintragung der Eintragung am 26. u. 
27.06.2003 und vom 06.12.2004, Handelsregisterauszug vom 13.08.2012; K 45, Beweis:  
Tag der Eintragung am 22.11.2007, Handelsregisterauszug vom 13.08.2012 ), die der Käufer
IKA bezahlt hat und vorlegen kann (K 73 doppelt vergeben, Schriftsatz vom 10.07.23, 
Beweis:  Eidesstattliche Versicherung der Beschwerdeführerin zum Gespräch mit Dr. Beck 
vom 10.07.23; Zeugenbeweis:  Dr. Beck, ehemaliger Geschäftsführer, zu laden über IKA 
Innovative Kunststoffaufbereitung GmbH & Co.KG, Filmstraße 4, 06766 Bitterfeld-Wolfen; (K
105, Beweis: Eidesstattliche Versicherung des Gesprächs der Beschwerdeführerin vom 
01.12.23, Zeugenbeweis: Dr. Sauerwein, zu laden über Nabaltec AG, Alustraße 50-52, 
92421 Schwandorf).) 

7



>> Die Kammer folgt der Behauptung der Gegnerin, der Erblasser sei ohne einen Cent 
verstorben. Der Vortrag der Beschwerdeführerin mit den obigen Beweisangeboten, 
dass der erbrechtliche Betrug durchgeführt wurde, sämtliches und erhebliches 
Geldvermögen des Erblassers schon zu dessen Lebzeiten an die Gegnerin abfloss, 
wird von der Kammer nicht zur Kenntnis genommen.

3. Der Erblasser hatte alle Mittel zur Sicherung seiner physischen 
Existenz (Einkommen, Geldvermögen, Immobilie) an die Gegnerin 
abgegeben und sein Wohnrecht etc. gelöscht, als er das von ihr 
aufgesetzte Testament unterschrieb, dass sie zur Alleinerbin 
einsetzt. Der Erblasser konnte so gar nicht frei testieren.
Grundbuchauszug der Immobilie Wetzbach 34 in 64673 Zwingenberg zu 
Eigentümergrundschulden, Überlassung an die Gegnerin und Löschung sämtlicher Rechte
des Erblassers, darunter Wohnrecht am 18.06.19 (K 67, Beweis: Grundbuchauszug 
Amtsgericht Bensheim vom 23.11.22), auch aus dem von der Beschwerdeführerin 
vorgelegten Verkaufsvertrag der Immobilie Wetzbach 34, 64673 Zwingenberg der 
Gegnerin ergibt sich, dass der Erblasser seine Rechte löschen sollte (K 22   Beweis:   
Verkaufsvertrag der Gegnerin vom 29.05.2019) die Löschung seiner Rechte Wohnrecht, 
Niesbrauch, Rückauflassung zusichern, diese wurden am 18.06.19 im Grundbuch gelöscht 
(K 67 Beweis: Grundbuchauszug Amtsgericht Bensheim vom 23.11.22).;

Nach der Auskunft der Gegnerin (K 5, B1) hat er ab Februar 2012 (bis zu seinem Tod 
am 01.12.20) kein Konto mehr gehabt, also keinen Zugriff auf sein Einkommen und 
Geldvermögen, am 11.08.19 unterzeichnete er das von der Gegnerin aufgesetzte 
ehegemeinsame Testament, das vorsorglich alle anderen Verfügungen aufhebt und nur 
den Erblasser bindet, seine Abkömmlinge mit einer Pflichtteilstrafklausel belegt, die dann der
Familie der Gegnerin zu Gute kommt und die Gegnerin zur Alleinerbin einsetzt.

Wieso sind die Tatsachen, die die Gegnerin selber geschaffen hat:
Verkauf der ihr zuvor vom Erblasser geschenkten Immobilie, so dass dieser sein Wohnrecht 
löschen musste und danach Unterschreiben des von ihr aufgesetzten Testaments, in den 
Augen der Kammer Vermutungen?
Die Beweisangebote, dass das hohe Renteneinkommen des Erblassers auf das Konto der 
Gegnerin ging und dass das hohe Geldvermögen des Erblassers verschwunden sind, 
werden sich nicht als Vermutung erweisen. Schon jetzt ist keine Vermutung, dass der 
Erblasser ab Februar 2012 kein Geld mehr hatte. Es wird sich nicht als Vermutung erweisen,
dass er keinen Zugriff mehr auf sein Einkommen und Geldvermögen hatte, weil sich diese 
auf den Konten der Gegnerin befanden und dahin gingen. Die Gegnerin hat diese Tatsachen
selbst gesetzt, die die Kammer gnädig übersehen will.

>>   Die Beweisangebote und der Vortrag der Beschwerdeführerin, das jemand  nicht   
frei testieren kann, der zuvor alle Mittel zur Sicherung seiner physischen Existenz an 
die zu Begünstigende abgeben hat, wird nicht zur Kenntnis genommen.

     4. Der Erblasser war schwerkrank und zwar schon sehr lange: er   
war geschäfts- und testierunfähig.
Eigene Angaben des Erblassers zu min. 3 schweren Erkrankungen (Parkinson, Chiari 
Malformation- beides schwere neurologische Erkrankungen und dass der Erblasser 
selber noch eine dritte „schlimme“ Erkrankung suchte, die autosomal dominant 
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vererbt wird und in der Familie vorliegen muss- wurde der Beschwerdeführerin per mail 
am 05. und 08.08.2019 von einem Familienmitglied mitgeteilt, diese wurden hier vorgelegt 
und wieder mit einem Zeugenbeweis verbunden (K  54, Beweis:  Email von Astrid Wehner-
Fleischberger an die Antragstellerin vom 05.08.2019 und K  55, Beweis:  Email von Astrid 
Wehner-Fleischberger an die Antragstellerin vom 08.08.2019, Zeugenbeweis: Astrid 
Wehner-Fleischberger, Brunnerstr. 27, 80804 München)

Diagnose der Beschwerdeführerin über eine seltene schwere Erbkrankheit, die 
automal dominant vererbt wird (Ehlers-Danlos-Syndrom, hypermobiler Typ (K 39, Beweis:
Diagnose vom 27.01.2020);

2 internationale Diagnoseleitlinien dazu (es gibt keine nationale, üblich bei Seltenen 
Erkrankungen, (K 48, Beweis:  Kapitel The Paris Criteria. The EDS Comorbidities and their 
managament. Additional examinations, S. Daens, I. Dubois-Brock, C. Hamonet, aus 
Stéphane Daens et al., Transforming Ehlers-Danlos-Syndrome, 2022, S. 125; K 77
Beweis: Diagnostic Criteria, Ehlers Danlos Society, 2017, 
https://www.ehlers-danlos.com/wp-content/uploads/2017/05/hEDS-Dx-Criteria-checklist-
1.pdf);es wird klinisch anhand der Symptome diagnostiziert, es wird diagnostiziert wenn es 
einmal in der Familie vorliegt und bei Mitgliedern in direkter Linie dieselben Symptome 
vorliegen (K 78, Beweis: Criterès de diagnostic du Syndrome d’Ehlers-Danlos hypermobile 
(SEDh), 2017,
https://gersed.org/wp-content/uploads/2022/01/Questionnaire-Criteres-de-diagnostics-du-
SEDh_V5.pdf),);

Amtsärztliche Untersuchung der Mutter der Beschwerdeführerin aus deren Scheidungsakten,
Amtsgericht Bensheim 7 F 422/91, die dort geschilderten gesundheitlichen Beschwerden, 
ergeben keine Diagnose des Ehlers-Danlos-Syndrom (K 79, Beweis: Ärztlicher Dienst, 
Arbeitsamt München vom 22.02.2001 in Ehescheidung 7 F 422/91 UE Bd 2, Amtsgericht 
Bensheim, nötigenfalls Aktenbeiziehung);

mehrere medizinische Fachartikel und Studien, die belegen, dass Seltene Krankheiten,
darunter das Ehlers-Danlos-Syndrom oft nicht diagnostiziert und nicht richtig versorgt
werden, dass die Behandler oft nicht am Ort sind und es nur wenige gibt, dass sich 
allgemein MedizinerInnen nicht damit auskennen; dass das Ehlers-Danlos-Syndrom 
eine seltene, schwere Erkrankung mit vielen Komorbiditäten ist (darunter Chiari 
Malformation), dass es mit u.A. schwerer Fatigue, starken Schmerzen überall, 
Instabilität, Willensschwäche, starken Ängsten verbunden ist, wie das Ehlers-Danlos-
Syndrom zu versorgen ist, dass eine nicht korrekte Behandlung schwere 
gesundheitliche Auswirkungen hat, sowie Sachverständigenbeweis:
K 58, Beweis:  Deutscher Ethikrat, Herausforderung im Umgang mit seltenen Krankheiten
2018;
K 0-9, Beweis: Flyer „Advocating for equity“, Eurordis;
K 0-10, Beweis: The power of patient-led global collaboration, Bloom et al., in: American 
Journal of medical Genetics, Volume 187C Number 4 December 2021, Special Issue: 
Ehlers-Danlos syndromes, Hypermobility Spectrum Disorders, and Associated Co-
Morbidities, S. 425-428, S. 425,
K 56, Beweis:  Kapitel zu Chiari Malformation, zervikale und kraniozervikale Instabilität aus: 
Management komplexer Schmerzen bei Kindern und Erwachsenen mit Ehlers Danlos 
Syndromen und Complex Regional Pain Syndrome, Pradeep Chopra, 2017; Neurological 
and Spinal Manifestations of the Ehlers–Danlos Syndromes, Fraser C. Henderson S et. Al., 
American Journal of Medical Genetics Part C (Seminars in Medical Genetics) 175C:195–211
(2017);
K 70, Beweis:  “Psychosocial Influence of Ehlers–Danlos Syndrome in Daily Life of Patients:
A Qualitative Study”, I. Palomo-Toucedo et al, 2020;
K 71, Beweis:  Cover zur EDS Spezialausgabe, American Journal of medical genetics, 
Dezember 2021;
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K 72; Beweis:  “Brain structure and joint hypermobility: relevance to the expression of 
psychiatric symptoms”, J. Eccles et al. 2012).

anders als die Kammer behauptet, hat die Beschwerdeführerin als Tochter, den Erblasser 
als Vater seit ihrer Geburt am 07.01.1970 bis 1998 täglich gesehen, sie hat ihn auch noch 
einmal ausführlich in seinem Alter gesehen, sie hat die die Symptome des Erblassers 
beschrieben, teilweise sogar mit Nachweisen, Autounfall des Erblassers wegen Einschlafens
am Steuer (wird im Gespräch  K 27 im Gespräch der Schwester der Antragstellerin mit dem 
Erblasser bestätigt und auch in K 17, A 14-: Bestellung eines gebrauchten Kraftfahrzeugs 
vom 03.12.1990, für den unfallbeschädigten BMW 315, Baujahr 84 wird noch ein Wert von 
1000 DM in Zahlung genommen) und sie hat zu dessen gesundheitlichen Problemen 4 
weitere Zeugen (dazu unter: Im Einzelnen) benannt;

die Beschwerdeführerin hat, nachdem die Kammer in ihrem Pkh Beschluss vom 
25.07.23 behauptet hatte, Chiari Malformation habe keine Auswirkungen auf die 
Testierfähigkeit, über 9 Kurzfassungen (abstracts) fachmedizinischer Studien 
vorgelegt- Chiari Malformation ist eine Seltene Erkrankung mit interkraniellen 
Veränderungen, die kognitive, psychische Probleme, Ängste und Depression 
verursacht:
K 97, Beweis: Chiari Malformations, Rare Disease Database, 2014;
K 98, Beweis: The Role of the Cerebellum in Cognition and Emotion: Personal Reflections 
Since 1982 on the Dysmetria of Thought Hypothesis, and Its Historical Evolution from Theory
to Therapy, Jeremy D. Schmahmann , Neuropsychology Review volume 20, pages 236–260 
(2010);
K 99, Beweis: Correlation of diffusion tensor imaging metrics with neurocognitive function in 
Chiari I malformation. Manoj Kumar , Ram K S Rathore, Arti Srivastava, Santosh Kumar 
Yadav, Sanjay Behari, Rakesh Kumar Gupta, 2011 Jul-Aug;76(1-2):189-94;
K 100, Beweis: Task-specific and general cognitive effects in Chiari malformation type I. 
Philip A Allen , James R Houston , Joshua W Pollock , Christopher Buzzelli , Xuan Li , A 
Katherine Harrington , Bryn A Martin , Francis Loth , Mei-Ching Lien , Jahangir Maleki , Mark 
G Luciano , PLoS One 2014 Apr 15;9(4):e94844;
K 101, Beweis: Evaluation of the quality of life of patients with a Chiari type I malformation. 
A pilot study in a cohort of 67 patients, Olga Mestres , María A Poca, Elizabeth 
Solana, Andreea Radoi, Manuel Quintana, Enriqueta Force, Juan Sahuquillo, Rev Neurol 
2012 Aug 1;55(3):148-56;
K 102 Beweis: An examination of pain, disability, and the psychological correlates of Chiari 
Malformation pre- and post-surgical correction, Monica A. Garcia , Philip A. Allen , Xuan Li , 
James R. Houston , Francis Loth, Rick Labudac, Douglas L. Delahanty , Version of Record 1
October 2019;
K 103, Beweis: Cognitive Functioning in Chiari Malformation Type I Without Posterior 
Fossa Surgery Maitane García , Esther Lázaro , Juan Francisco López-Paz , Oscar 
Martínez , Manuel Pérez , Sarah Berrocoso , Mohammad Al-Rashaida , Imanol Amayra 

Cerebellum 2018 Oct;17(5):564-574.

die Beschwerdeführerin hat darauf verwiesen, dass bei Multimorbidität erhebliche 
Zweifel an der Testierfähigkeit bestehen;

Die Beschwerdeführerin beantragte die Beiziehung der Patientenakten des Erblassersund 
ein Fachgutachten. Am 09.11.23 beantragte die noch die Beiziehung, aus dem Anspruch als 
direktes Familienmitglied an diesen;

>> Obwohl es sich hier um objektivierbaren Tatsachten und Tatsachenhinweise 
handelt, die zu überprüfen sind, dass der Erblasser wie beantragt, geschäfts- und 
testierunfähig war, bringt die Kammer juristisches und fachliches Argument dagegen, 
sondern erklärt pauschal, aus diesem Vortrag ergäben sich keine ernsthaften Zweifel. 
Warum eigene Angaben des Erblassers zu bei ihm vorliegenden Krankheiten und 
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Beschreibung deren Konsequenzen in der medizinischen Fachliteratur keine 
ernsthaften Zweifel rechtfertigen, dass kann die Kammer eben gerade nicht 
feststellen.

5. Die Gegnerin, an die der Erblasser zu Lebzeiten alle Mittel zur 
Sicherung seiner physischen Existenz abgegeben hat, ist zur 
Sicherung dessen Gesundheitssorge verantwortlich.
Die Beschwerdeführerin hat ihre 2 Anschreiben an den Erblasser zu dessen Lebzeiten 
vom 19.09.2019 und vom 12.04.20 vorgelegt (K 42 Beweis:  Schreiben der Antragstellerin
an den Erblasser vom 19.09.2019) und am 12.04.20 mit der finalen Diagnose versehen (K 
43 Beweis:  Schreiben der Antragstellerin an den Erblasser vom 12.04.2020), worin sie 
mitteilt, dass sehr wahrscheinlich eine Erbkrankheit in der Familie vorliegt und zuletzt,
dass sie bereit ist, dem Erblasser Diagnose, Behandlungsleitlinien, Adressen aller 
Behandler zu geben, die sich um die Versorgung kümmern. Und erklärt, dass darauf 
keine Antwort kam.

Im Pkh Verfahren hat die Gegnerin am 21.10.22 behauptet, der Erblasser habe an 
diesen Informationen kein Interesse gehabt.

>>Die Beschwerdeführerin hat erklärt, dass es seltsam ist, eine „schlimme“ 
Erkrankung zu suchen und dann an der angebotenen medizinischen Aufklärung dazu 
kein Interesse zu haben. Man ist dann auch nicht gut versorgt, wie die Gegnerin 
sodann behauptet. Die Gegnerin war für die Gesundheitssorge des Erblassers 
verantwortlich, da sie ihm zuvor alle Mittel zur Sicherung seiner physischen Existenz 
abgenommen hatte. Es wäre ihr oblegen, die von der Beschwerdeführerin 
angebotenen medizinischen Informationen zu nehmen, zumindest den ÄrztInnen des 
Erblasser vorzulegen bzw. die von der Beschwerdeführerin eigens herausgesuchten 
spezialisierten MedizinerInnen aufzusuchen.

6.Die Beschwerdeführerin befindet sich in einer existenziellen 
Notlage.
Die Beschwerdeführerin hat auf die Studien verwiesen, dass Betroffene mit Seltene 
Erkrankungen, darunter das Ehlers-Danlos-Syndrom wirtschaftlich vulnerabel sind, dass sie 
nicht die angemessene Gesundheitsversorgung erhalten:
K 58, Beweis:  Deutscher Ethikrat, Herausforderung im Umgang mit seltenen Krankheiten
2018;
K 0-9, Beweis: Flyer „Advocating for equity“, Eurordis;
K 0-10, Beweis: The power of patient-led global collaboration, Bloom et al., in: American 
Journal of medical Genetics, Volume 187C Number 4 December 2021, Special Issue: 
Ehlers-Danlos syndromes, Hypermobility Spectrum Disorders, and Associated Co-
Morbidities, S. 425-428, S. 425;

sie hat ärztliche Atteste zu ihren Mehrbedarfen vorgelegt und auf die dazu anhängigen 
sozialrechtlichen Klagen verwiesen (siehe Pkh Antrag; K 0-5,  Beweis: Attest Hausarzt 
vom 08.09.21 und vom 21.06.23 , Attest Neurologie vom 17.09.21, Attest Orthopädie vom 
21.09.21); 
sie hat auf die anhängigen sozialrechtlichen Klagen verweisen, um die benötigte, 
gesundheitliche Versorgung zu erhalten:
sie hat unter mit Verweis auf Befundberichte und medizinische Fachartikel dargetan, dass 
eine schwere Manifestation, fortschreitendes Glaukom (Erblindung) aufgrund der neu im 
Fokus stehenden Wirkkette: genetische Bindegewebserkrankung (Ehlers-Danlos-Syndrom)- 
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interkranielle Veränderung-Glaukom vorliegt und das bis dato hier keine Abklärung und 
Behandlung zu erreichen ist, so dass diese international angestrebt werden muss (K 0-18, 
Beweis: Anfrage und Antwort, Claudia Craven MSc, Petra Klinge MD);

sie hat den Nachweis ihrer Erwerbsminderungsrente und den Nachweis über die 
ergänzenden Sozialhilfe vorgelegt (siehe Pkh Antrag), die aber für die nötige Versorgung 
und die aktuelle schwere Komplikation nicht beinhalten, so dass eine existenzielle Notlage 
geltend gemacht wurde.

Die Beschwerdeführerin ist daher dringend auf ein faires Verfahren, Sicherung und 
Durchsetzung ihrer Ansprüche angewiesen.

Die Kammer möchte der Beschwerdeführerin das Recht auf Beweisaufnahme in einem 
ordentlichen Verfahren abschneiden, indem es behauptet, die Beweise, die die 
Beschwerdeführerin anbietet, seien Vermutungen,

Welchen Regeln der Logik, an gefestigte naturwissenschaftlichen Erkenntnissen, an 
gesetzlichen Bestimmungen, sowie an übergeordnete Verfahrensgrundsätze an die auch die
freie Beweiswürdigung der Richter im Rahmen des § 286 ZPO gebunden ist, widersprechen 
denn die hier angebotenen Beweise?

Sachliche Beweismittel sind Urkunden (§§ 415 - 444 ZPO) und bei einstweiligen 
Verfügungen, im Rahmen der Glaubhaftmachung, die Versicherung an Eides statt 
(eidesstattliche Versicherung). Scheidungsakten und notarielle Urkunden belegen, dass der 
Erblasser min. 1,8 Mio€ Geldvermögen besaß.

Was spricht gegen die Indizienkette, dass der angekündigte erbrechtliche Betrug zu Gunsten
der Gegnerin auch durchgeführt wurde, weil der zu Lebzeiten hochvermögende Erblasser 
ohne einen einzigen Cent verstarb?

Ausweislich der aktuellen Schreiben der DRV und des Bausparversicherers, dass auch nach
2012 der Erblasser Zahlungen erhielt, die Rente bis zum Tod gezahlt wurde- warum soll es 
sich hier um Vermutungen handeln, die das Gericht nicht im Rahmen eines ordentlichen 
Gerichtsverfahren überprüfen muss?? Vielmehr ist im Rahmen der Zeugeneinvernahme zu 
prüfen, ob diese Zahlungen auf das Konto der Gegnerin gingen, da der Erblasser ja kein 
Konto mehr hatte.

Was spricht gegen die Überprüfung der Indizienkette: erbrechtlicher Betrug an der 
Beschwerdeführerin zu Gunsten der Gegnerin angekündigt und wurde ausweislich des 
Komplettschwund des hohen Einkommens und Geldvermögens auch durchgeführt?

Die Gegnerin hat doch selber angegeben, dass der Erblasser seit Februar 2012 kein Konto 
mehr hatte, er also keinen Zugriff auf seine Rente hatte, die ausweislich der DRV bis zum 
Tod überwiesen wurde, sie hat angegeben, dass der Erblasser ohne einen Cent verstarb, da
ausweislich der Angaben der Rechtsanwältin in den Scheidungsakten, AG Bensheim 7 F 
422/91 über 900.000€ Vermögen des Erblassers vorhanden waren und ausweislich der 
notariellen Urkunde Dritter der Erblasser aus dem Verkauf seiner Firmenanteile 900.000€ 
erhielt, also ist das zu Lebzeiten vorhandene Vermögen des Erblassers verschwunden und 
er hatte keinen Zugriff mehr darauf. Dem Grundbuchauszug ist zu entnehmen, dass die 
Immobilie des Erblassers der Gegnerin geschenkt worden war, sie selber hat den 
Schenkungsvertrag in der Auskunft vorgelegt, dem Grundbuch ist zu entnehmen, wann der 
Erblasser sein Wohnrecht etc. löschte, dergleichen dem Verkaufsvertrag- der Erblasser hatte
also auch kein Wohnrecht mehr. Was sollen daran Vermutungen sein?

Die Frage, wohin das Einkommen und das Geldvermögen ging, ist berechtigt. Die Immobilie 
ging nachweislich an die Gegnerin. Warum sollte nicht auch Einkommen und Geldvermögen 
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an diese gegangen sein? Schliesslich wurde der Betrug zu ihren Gunsten angekündigt. 
Wieso wird eine Prüfung im ordentlichen Verfahren abgelehnt und die Beschwerdeführerin 
muss sich betrügen lassen?

Die Frage, wie jemand frei testieren kann, der zuvor alle Mittel zur Sicherung seiner 
physischen Existenz an den im Testament zu Begünstigten abgegeben hat, beruht auf hard 
facts: kein Zugriff des Erblassers auf sein Renteneinkommen, und auch nicht auf sein 
erhebliches Geldvermögen, alles erhebliche Geldvermögen verschwunden, Immobilie an die 
Gegnerin und im Testament Begünstigte verschenkt, Wohnrecht gelöscht. 

Wieso soll die von der Beschwerdeführerin vorgelegten schriftlichen Informationen anderer 
Familienmitglieder zu Aussagen des Erblassers zu seiner Gesundheit als Vermutung gelten, 
die nicht zu prüfen und die Zeugen dazu nicht zu hören sind? Schliesslich ging es dem 
Erblasser auch darum, zu klären inwieweit seine Erkrankungen vererbt werden und zwar 
auch an seinen Enkel.

Wieso sollen die medizinischen Fachartikel zur Chiari Malformation und Auswirkungen auf 
die Testierfähigkeit Vermutungen sein?

Wieso ist nicht zu überprüfen, ob bei dem Erblasser, das Ehlers-Danlos-Syndrom vorlag, das
bei der Beschwerdeführerin vorliegt, wenn dieses ausweislich der Fachliteratur zu 50 
Prozent vorliegt und auch posthum anhand der Patientenakten klinisch diagnostiziert werden
kann und der Erblasser ja selber von einer schlimmen Erkrankung, die von Kopf, der 
Wirbelsäule ausgeht und die autosomal dominant vererbt wird und in der Familie vorliegt?
Wieso soll das ins Reich der Vermutungen zu verweisen sein?

Was spricht gegen ein Sachverständigengutachten zur Frage der Geschäfts- und 
Testierfähigkeit des Erblassers bei vorliegenden Seltenen Krankheiten und Multimorbidität?

Zuletzt, wenn jemand dem Erblasser zu Lebzeiten alles abgenommen hat, ist die Frage ob 
nicht auch die Gesundheitssorge obliegt, berechtigt.

Im übrigen steht das Ganze auch in im Kontext schwerer Grundrechtsverletzungen, sodann 
iwird die vorliegende Problematik auch in der erbrechtlichen Fachliteratur problematisiert, Es 
sind Fallgruppen betroffen. Wegen der Möglichkeiten des Betrugs gibt es keine fairen 
Verfahren im Erbrecht, in Fachzeitschriften und Petitionen an die BuReg ergebnislos 
moniert, z.B.: „Pflichtteilsrecht, nur ethische Vorstellungen statt Gesetz? “ (Horn, in: ErbR 
2021, 641), „Hätte man nicht vom BGH „mehr" erwartet? (Kanzleitner in; ErbR 2022, 963), 
Initiativstellungnahme No 36 der Bundesrechtanwaltskammer „zugunsten eines fairen 
Verfahrens im Pflichteilsrecht und Erweiterung der wechselseitigen Auskunftsrechte 
(https://www.brak.de/fileadmin/05_zur_rechtspolitik/stellungnahmen-pdf/stellungnahmen-
deutschland/2019/dezember/stellungnahme-der-brak-2019-36.pdf  .   
Zum mangelhaften Schutz Alter und Schwerkranker: „Schutz des Erblassers vor 
unangemessener Beeinflussung“ (Frieser in: ErbR 2020 309-313). Bis dato gibt es nur im 
Betreuungsrecht Schutzinstrumente.

Zu behaupten, das seien alles Vermutungen, widerspricht auch die erbrechtliche 
Fachliteratur, die genau auf die hier praktizierten Betrüge eingeht und auch festhält, das das 
Recht auf ein faires Verfahren entzogen wird.
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III. IM EINZELNEN

Die Beschlüsse der Kammer des LG Berlin gehen auf folgenden zentralen Sachvortrag
mit substantiierten Beweisangeboten überhaupt nicht ein:

zu 1. Erbrechtlicher Betrug an der Beschwerdeführerin zugunsten 
der Gegnerin war angekündigt.
Der Erblasser hat angekündigt, seine Kinder komplett um deren erbrechtliche 
Ansprüche zu zugunsten der Gegnerin und seiner zweiten Frau zu betrügen.

Der Erblasser hat im März 2012 gegenüber einer Zeugin erklärt, dass er seine Kinder um 
ihre erbrechtlichen Ansprüche zugunsten der Gegnerin, seiner zweiten Frau, betrügen wird. 
Das Email, in dem der Beschwerdeführerin am 12. 03.2012 davon Mitteilung gemacht wurde,
wurde vorgelegt und der Zeugenbeweis angeboten (K 27, Beweis: Email von Astrid 
Wehner-Fleischberger vom 04.03.2012, Zeugenbeweis: Astrid Wehner-Fleischberger, 
Brunnerstr. 27. 80804 München).

Zu 2. Der erbrechtliche Betrug wurde augenscheinlich auch 
durchgeführt, denn sämtliches hohes Einkommen und sämtliches 
hohes Geldvermögen verschwanden schon zu dessen Lebzeiten.
a) alles Geldvermögen des Erblassers ist bereits zu dessen Lebzeiten verschwunden; 
b) seit Februar 2012 bis zu einem Tod am 01.12.20 hatte der Erblasser kein Konto 
mehr, nach deren Angaben tätigte die Gegnerin die Ausgaben von ihrem Konto; 
jedoch hatte der Erblasser ausweislich seiner Gehaltsbestätigen viel verdient und 
hatte ausweislich der Unterlagen der DRV eine hohe Rente, ausweislich der DRV 
wurde diese Rente bis zu seinem Tod auch überweisen, genauso die aufgelösten 
Bausparverträge- da der Erblasser kein Konto mehr hatte, gingen diese mit hoher 
Wahrscheinlichkeit auf das Konto der Gegnerin; 
c) die ihr geschenkte Immobilie wurde mit konstruierten Zahlungen belegt, die diese 
als vor der Ehe mit dem Erblasser ausweislich ihres Arbeitgebers gering 
verdienenden Migrantin gar nicht leisten konnte;
d) zu weiteren Zahlungsverpflichtungen auf der Immobilie, die nun die Gegnerin 
bezahlt haben will, war ausweislich des Überlassungsvertrag der Erblasser 
verpflichtet, der auch mehrmals mündlich und schriftlich angegeben hatte, diese 
bezahlt zu haben;
e) außer der mit konstruierten Zahlungen belegten Immobilie, gibt die Gegnerin keine 
Geschenke an;
f) sie war aber ohne eigene Einlage als Mitkommanditisten in der Firma des Erblassers
aufgenommen worden:
d) nach Angaben des in 2009 an Stelle des ausgetretenen Erblassers eingetretenen 
Kommanditisten, hatte der Erblasser weiterhin Arbeitsverträge als Forscher und als 
Berater, die Gegnerin als Geschäftsführerin zahlte aber nur sich und ihn aber nicht 
und nutzte die Früchte seiner Arbeit für sich. Die Firma hatte auch vor 2009 einen 
großen Auftrag im Rahmen eines Projekts indem eine Produktionsanlage in Höhe von 
30 Mio € entstand. Augenscheinlich ist auch hier die Vergütung des Erblassers 
verschwunden bzw. die Gegnerin zahlte auch hier nur an sich.

Zu a)
Augenscheinlich ist das mindestens in Akten und Urkunden vorhandene zu Lebzeiten des 
Erblassers vorhandene Geldvermögen von min. 1,8 Mio € (Angaben der Rechtsanwältin des 
Erblassers in der Scheidungsakte, Scheidung mit der Mutter der Beschwerdeführerin, 7 F 
422/91; 

Klageerhebung vom 12.05.22:
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a) Zum Vermögen des Erblasser u.A. nach Angaben seiner Rechtsvertreterin in der 
Ehescheidung zwischen Erblasser und Mutter der Beschwerdeführerin
Über 900.000 DM K 6, Beweis: Treuhandvertrag des Erblasser vom 13.08.1996 
Erblasser musste keinen Zugewinn zahlen (K 14,  Beweis: Urteil vom 19.05.2009 u. K 15, 
Beweis: Beschluss vom 07.09.2009, Anwaltshaftung der später verstorbenen Mutter der 
Beschwerdeführerin, K 17 mit allen A Anlagen, soweit diese den Erblasser und sein 
Vermögen betreffen, Beweis: Klage vom 08.08.2008 der später verstorbenen Mutter der 
Antragstellerin und Exfrau des Erblassers; insbes die Ansätze der Parteien wurden durch die
anwaltlichen Vertretungen bestätigt: Rechtsanwältin des Erblassers vom 23.06.1998, A 5 
und 23.03.1999, A 65 Rechtsanwalt von Helga Wehner (Mutter der Bf) vom 03.02.00 (A 66)

b) Der Erblasser hatte zum Stichtag am 31.12.1991 privilegiertes Anfangsvermögen und war 
sowohl von seinem Vater als von seiner Mutter beerbt wurde.
Ausweislich der Schreiben seiner Rechtsanwältin im Ehescheidungsprozess,
verfügte er  über 50-30.000 DM (A 5, 65) aus dem vorgezogenen Erbe seines Vaters;
Er besass Anlagen in Höhe von 27.836,46 DM und Verzinszungen 1580,07 DM, 1565,66 DM
(Schreiben seiner Rechtsanwältin A 65);
Er besass, gemeinsam mit Mutter nach dem Tod des Vaters und seit deren Tod 1994 allein 
Postsparbücher
mit 48.441,98 DM und 24.609,00 DM (Schreiben seiner Rechtsanwältin A 65);
Darüber dass 60.000 DM ebenfalls mit der Mutter geerbt worden waren und von dieser 
verbraucht waren, darüber erbrachte der Erblasser keinen Nachweis.
Der Erblasser verfügte am 31.12.1991 über 164,083,17 DM, 83.894,39 € hieraus.

c) Der Erblasser erhielt 2004 und 2005 Lebensversicherungen ausbezahlt, der nicht im 
Zugewinn eingestellte Anteil hieraus beträgt:
ausgezahlt am 27.10.2004: 100.554,01€- 70.910,43 DM / 36.255,93 € = 64.298,08 €,
ausgezahlt am 28.02.2005: 17.029,19 € - 6111,98 DM / 3.125,01 € = 13.904,18 €,
insgesamt 78.202,26 € (K 18, Beweis: Schreiben der DBV Versicherung vom 23.02.2022).

d) Ferner erhielt der Erblasser von seinem Arbeitsgeber ausweislich des Aufhebungsvertrags
vom 13.02.2003 178.000,00 € Abfindung. Darunter hat er 12.500 € Rentenanteile 
geschiedene Ehefrau vereinnahmt ohne diese an diese auszuzahlen. Den 
Aufhebungsvertrag gab die Anwältin des Erblassers im Rahmen des Scheidungsverfahrens 
am 30.0.2004 bekannt (K 19, Beweis: Schreiben der Rechtsanwältin des Erblassers vom 
30.09.2004 mit Anlagen).

e) Der Erblasser erhielt von seinem Arbeitgeber ausweislich Vereinbarung mit dem 
Arbeitgeber vom 02.05.2003 und am 31.01.2004 ausgezahlt die Betriebsrente kapitalisiert in 
Höhe von 387.877,00 €. Die Kapitalisierung der Betriebsrente gab die Anwältin des 
Erblassers im Rahmen des Scheidungsverfahren am 30.0.2004 bekannt (K 19). Davon sind 
67,3913 % Ehezeitanteil, also 261.395,35 € umgerechnet  511.244,86 DM im 
Zugewinnausgleich eingestellt. Nach Abzug Ehezeitanteil verblieben dem Erblasser noch 
126.481,65 €. Er hat die Summe natürlich komplett vereinnahmt, weil es niemals zum 
Zugewinnausgleich gekommen ist. Lediglich ab Oktober 2004 zahlte er 734,86 €, ab wohl 
Oktober 2005 dann bis Dezember 2011, bis zum Tod seiner Exfrau mtl. 768,68 €, insgesamt 
63.394,60 €. Womit dem Erblasser von seinem Eigenanteil von 126.481,65 € noch 63.087,05
€ verblieben (K 20, Beweis: Schriftwechsel zwischen dem Anwalt der ersten Frau und der 
Anwältin des Erblassers zur Berechnung von Ehezeitanteil in 2005).

Summen von a-e ergeben das Vermögen des Erblassers neben der Immobilie in den Jahren 
1991 bis 2004:
258.950,75 € Zugewinn des Erblassers aus seiner Ehescheidung
258.950,75 € vom Erblasser einbehaltener Zugewinnanteil der ersten Ehefrau
83.894,39 € Erbe des Erblassers von seinen Eltern
78.202,26 € Lebensversicherung, Anteile die nicht im Zugewinn eingestellt sind
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178.000,00 € Abfindung aus Aushebungsvertrag
63.087,05 € Anteil der Kapitalisierten Betriebsrente nach Verrechnung Ehezeitanteil im 
Zugewinnausgleich und Abzug Rentenzahlungen an Exfrau

Es sind fehlen 921.085,20 €. Die Zinsen daraus dürften beträchtlich sein. Es sind also 
min. 1 Mio € verschwunden. Denn die Gegnerin hat angegeben lediglich die vormals 
ehegemeinsame Immobilie der Eltern der Beschwerdeführerin als Geschenk, die 
allerdings auch nicht versteckbar war, erhalten zu haben.

900.000€ ausweislich der notariellen Urkunde, über den Verkauf seiner Firmenanteile, die 
der Erblasser nach seiner Berentung gegründet hatte (zur Firmengründung K 44, Beweis:  
Eintragung der Eintragung am 26. u. 27.06.2003 und vom 06.12.2004, 
Handelsregisterauszug vom 13.08.2012; K 45, Beweis:  Tag der Eintragung am 22.11.2007,
Handelsregisterauszug vom 13.08.2012 ), die der Käufer IKA bezahlt hat und vorlegen kann 
(K 73 doppelt vergeben, Schriftsatz vom 10.07.23, Beweis:  Eidesstattliche Versicherung 
der Beschwerdeführerin zum Gespräch mit Dr. Beck vom 10.07.23; Zeugenbeweis u, 
Vorlage der Urkunde:  Dr. Beck, ehemaliger Geschäftsführer, zu laden über IKA Innovative 
Kunststoffaufbereitung GmbH & Co.KG, Filmstraße 4, 06766 Bitterfeld-Wolfen) sind 
verschwunden.

Zu b)

Der Beschluss der Kammer des LG vom 06.12.23 erklärt:
Seite 3
Absatz 2
„Nach der Auskunft im Nachlassverzeichnis hat der Erblasser sein Konto im Februar
2012 aufgelöst. Die laufenden Kosten des Haushalts etc. wurden alleine über das 
Konto der Antragsgegnerin abgewickelt. Zum Zeitpunkt der Auflösung des Kontos 
hatte dieses ein Guthaben von 3.182,06 €. Dieses restliche Guthaben wurde auf das 
Konto der Antragsgegnerin überwiesen. Die Antragstellerin hat damit ihren 
Auskunftspflichten genügt.“ (Anmerkung: dies sind die Behauptungen der Gegnerin 
aus K 5, B 1, Auskunft vom 06.12.21)

Die Beschwerdeführerin hat folgende Beweise dazu vorgelegt, dass die Gegnerin das hohe 
Renteneinkommen des Erblassers von Februar 2012 bis zu dessen Tod am 01.12.20 
angewiesen bekam und auch seine aufgelösten Sparverträge auf deren Konto flossen: 

weitere Zuflüsse aus seinen aufgelösten Bausparverträgen erhielt:

- Der Erblasser hat als leitender Angestellter Zeit seines Lebens sehr gut verdient, Im Jahre 
2002, also kurz vor seiner Berentung, war sein Netto Jahreseinkommen: 59.151,89€ (K 74, 
Beweis:  Gehaltsbescheinigung des Erblassers für 2002, 24.11.2003, aus Amtsgericht 
Bensheim, Az 7 F 422/91 UE Bd 2).

- In den Scheidungsakten des Erblassers und der verstorbenen Mutter der 
Bechwerdeführerin am Amtsgericht Bensheim, Az. 7 F 422/91 VA, Blatt 40 findet sich der 
Rentenbescheid des Erblasser mit der Versicherungsnummer 52 091039 W 001 vom 
23.02.1999 mit der Berechnung bis zum Ende der Ehezeit zum 30.11.91. Seine eigene 
ehezeitliche Anwartschaft betrug zum Stichtag am 30.11.91 1775,89 DM (K 64, Beweis:  
Rentenbescheid der BfA des Erblasser vom 23.02.1999, Az. 7 F 422/91 VA, Blatt 40).

- die Rentenversicherung erklärt, dass die Rente bis zum Tode des Erblassers überwiesen 
worden sei (K 73, doppelt vergeben, Schriftsatz vom 09.03.23; Beweis: Schreiben der 
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Deutschen Rentenversicherung Bund vom 17.02.2023, Zeugenbeweis:  Deutsche 
Rentenversicherung Bund, Ruhrstr. 2, 10709 Berlin).

- Im November 2014 wurde ein Sparvertrag, der auf den Erblasser abgeschlossen war, 
aufgelöst und überwiesen. Auch hierauf hatte der Erblasser augenscheinlich keinen Zugriff, 
da er auf das Konto der Gegnerin geflossen sein muss, denn er hatte ja seit Februar 2012 
kein Konto mehr (K 53, Beweis: Schreiben der Wüstenroth Bausparkasse vom 05.07.22).

Hierfür wird auch noch der Zeugenbeweis angeboten, um zu klären, auf welches Konto 
dieser überweisen wurde: Wüstenroth Bausparkasse AG, Wüstenrotstraße 1, 71638 
Ludwigsburg

- Nachdem der Erblasser kein Konto mehr hatte, wurden die regelmässigen Zahlungen an 
seinen Enkel Rafael Wehner-Fleischberger von dem Konto der Gegnerin angewiesen. 
Allerdings erklärt diese in K 5, B 1, Geschenke an Dritte seien ihr nicht bekannt, obwohl sie 
die Zahlungen selber für den Erblasser tätigte (Zeugenbeweis: Astrid Wehner-
Fleischberger, Brunnerstr. 27, 80804 München). Sie möchte jeden Eindruck vermeiden, dass
sie das Renteneinkommen des Erblasser vereinnahmte und hier eine 
Bruchteilsgemeinschaft auf ihrem Konto vorlag.

Zu c)
Die der Gegnerin geschenkte Immobilie wurde mit konstruierten Zahlungen belegt. So wird 
im Überlassungsvertrag vom 12.12.2006 (K 5, B 1) behauptet, die Gegnerin habe dem 
Erblasser zuvor 150.000 € gegeben.

Als die aus Indien stammende Gegnerin (K 5, B 1) ist mit einem DAAD Stipendium nach 
Deutschland gekommen (K 29), bis zur Kündigung ca. im Jahr 2000 hat sie bei der Fa. 
Laves gearbeitet, wo sie eher wenig verdient hat. Dies teilte der Firmeninhaber, Dr. 
Wallenwein, der Antragsstellerin am 16.08.22 in einem Telefongespräch mit (K 51, Beweis:  
Bestätigung des Telefongesprächs per Mail vom 16.08.22, Zeugenbeweis: Laves Chemie, 
Dr. Wallenwein, Die Ritterwiesen 10, 65835 Liederbach).

Danach war die Gegnerin finanziell vom Erblasser abhängig, denn eine Stelle bei Novartis, 
dem Arbeitgeber des Erblassers hat sie keine Stelle erhalten.

Es ist nicht nachvollziehbar, mit welchen Mitteln die Gegnerin diese Summe getätigt haben 
will.

Zu d) 
Ausweislich des Schenkungsvertrags (K 5, B 1) war der Erblasser verpflichtet, alle 
Zahlungsverpflichtungen auf der Immobilie weiter zu zahlen. Die Gegnerin behauptet nun, 
diese in Höhe von 101.232,21 € bezahlt zu haben (K 5, B 1). Der Erblasser hat auch 
mündlich und schriftlich angegeben hatte, diese bezahlt zu haben:
gegenüber Astrid Wehner-Fleischberger, die dies der Beschwerdeführerinam 04.03.2012 
mitgeteilt hat (K 27,  Beweis: Email von Astrid Wehner-Fleischberger vom 04.03.2012, 
Zeugenbeweis: Astrid Wehner-Fleischberger, Brunnerstr. 27. 80804 München)
Der Erblasser hat der Beschwerdeführerin geschrieben, dass er diese bezahlt hat (K 32, 
Beweis: Email vom 09.04.2012)

Diese waren an die Mutter der Beschwerdeführerin zu zahlen gewesen, die dann verstarbt, 
so das diese Summe abzüglich des negativen Nachlasses, Kosten aus der Ehescheidung, 
die Mutter hatte ihre Verfahren, bis auf das Vorgenannte verloren, an die 
Beschwerdeführerin und ihre Schwester gingen. Der Erblasser wollte dies daher als sein 
Erbe an seine Kinder verstanden wissen, da diese ansonsten nichts bekommen würden. 
Augenscheinlich sind der Gegnerin die Wünsche des Erblassers egal, so dass sie nun 

17



behauptet, sie habe diese bezahlt.

e)
außer der mit konstruierten Zahlungen belegten Immobilie, gibt die Gegnerin keine 
Geschenke an- sie war aber ohne eigene Einlage als Mitkommanditisten in der Firma 
(Artemis, später Catena, K 44 Beweis:  Tag der Eintragungen am 26. u. 27.06.2003 und 
vom 06.12.2004, Handelsregisterauszug vom 13.08.2012 und K 45 Beweis:  Tag der 
Eintragung am 22.11.2007, Handelsregisterauszug vom 13.08.2012) des Erblassers 
aufgenommen worden, die dieser nach seiner Berentung gegründet hat.

Wie der an Stelle des ausgetretenen Erblassers, eingetretene Mitkommanditist IKA, in 
Gestalt des ehemaligen Geschäftsführers Dr. Beck mitteilte, hatte die Gegnerin niemals eine 
Einlage errichtet (K 73 Beweis:  Eidesstattliche Versicherung der Antragstellerin zum 
Gespräch mit Dr. Beck vom 10.07.23, Doppelt vergeben, hier Schriftsatz vom 10.07.23 und 
Zeugenbeweis:  Dr. Beck, zu laden über IKA Innovative Kunststoffaufbereitung GmbH & 
Co.KG, Filmstraße 4, 06766 Bitterfeld-Wolfen)

Die Aufnahme eines Kommanditisten ohne eigenen Kapitaleinsatz ist regelmässig als 
Schenkung zu betrachten. Übernahme einzelner Pflichten z.B Geschäftsführung kann 
Unentgeltlichkeit einschränken (Sörgel, Bürgerliches Gesetzbuch, Band 33: Erbrecht 2 §§ 
2064 - 2273 BGB, 14. Aufl., 2022, § 2325 BGB Rn 25).

f)
nach Angaben des in 2009 an Stelle des ausgetretenen Erblassers eingetretenen 
Kommanditisten, IKA, in Gestalt des ehemaligen Geschäftsführers, Dr. Beck, hatte der 
Erblasser weiterhin Arbeitsverträge als Forscher und als Berater, die Gegnerin als 
Geschäftsführerin zahlte aber nur sich und ihn aber nicht und nutzte die Früchte 
seiner Arbeit für sich. Die Firma hatte auch vor 2009 einen großen Auftrag im Rahmen 
eines Projekts indem eine Produktionsanlage in Höhe von 30 Mio € entstand. 
Augenscheinlich ist auch hier die Vergütung des Erblassers verschwunden bzw. die 
Gegnerin zahlte auch hier nur an sich.

K 73 Beweis: Eidesstattliche Versicherung der Antragstellerin zum Gespräch mit Dr. Beck 
vom 10.07.23 (Doppelt vergeben, hier Schriftsatz vom 10.07.23; Zeugenbeweis:  Dr. Beck, 
zu laden über IKA Innovative Kunststoffaufbereitung GmbH & Co.KG, Filmstraße 4, 06766 
Bitterfeld-Wolfen

Es ist aber hoch wahrscheinlich, dass weitere hohe Summen gegeben hat, denn bevor der 
spätere Erblasser seine Firmenanteile verkaufte, hatte die Firma einen großen Auftrag, der 
Auftraggeber errichtete in diesem Zusammenhang eine Produktionsanlage von ca. 30 Mio €, 
der Erblasser war hier in seiner Eigenschaft als Chemiker als Forscher tätig. Die 
Beschwerdeführerin hat mit Dr. Reiner Sauerwein von der Nabaltec AG gesprochen. Die 
Nabaltec AG hat den Firmen, Artemis, später Catena Aufträge erteilt, in denen der Erblasser 
Forschungsarbeiten umsetzte. Es wurden auch Sondervergütungen für die Erfinderarbeit 
bezahlt (K 105, Beweis: Eidesstattliche Versicherung des Gesprächs der 
Beschwerdeführerin vom 01.12.23, Zeugenbeweis: Dr. Sauerwein, zu laden über Nabaltec 
AG, Alustraße 50-52, 92421 Schwandorf).

Es steht der begründete Verdacht im Raum, dass sämtliche Tätigkeiten, die der Erblasser 
nach seiner Rente verrichtete, der Antragsgegnerin zu Gute kamen, ihr also geschenkt 
worden waren oder die Vergütungen des Erblassers an die Gegnerin abflossen. Daher 
müssen auch insoweit Nachweise gesichert und beigezogen werden
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Der zu Lebzeiten hochvermögende Erblasser verstarb nach Angaben der Gegnerin 
ohne einen Cent. Dies lässt nur den Schluss zu, dass der geplante erbrechtliche 
Betrug auch durchgeführt wurde und diesem alles untergeordnet wurde. Damit keine 
Pflichtteils/Ergänzungsansprüche erwachsen, musste das Geld zu Lebzeiten des 
Erblassers verschwinden und die Gegnerin gibt auch, bis auf die nicht-versteckbare 
Immobilie Wetzbach 34 keine Geschenke an. 

Weitere unwahre Angaben der Gegnerin

Die Beschwerdeführerin hat die Gegnerin am 06.02.22 (K 10) nach geistigen 
Eigentumsrechten gefragt, am 16.02.22 (K 11) erklärte die Antragsgegnerin, da ein 
notarielles Verzeichnis gefordert wurde würde es nicht nötig sein weiter Auskunft zu geben. 
Im Prozesskostenhilfeverfahren wurde am 05.07.22 erklärt, dass für ein Notarielles 
Verzeichnis kein Geld da sei. Antworten auf offene Fragen erfolgten aber nicht, so dass man 
hier sagen kann, dass die Antragsgegnerin auch die Patente des Erblassers verschwiegen 
hat. Der Gegnerin sind die Patente auch bekannt, weil sie selber mit eingetragen ist

Ausweislich der Datenbank des Deutschen Patent- und Markenamts sind dort folgende 
anhängigen/in Kraft seienden Patente mit dem Erblasser als Erfinder verzeichnet (es werden
die Aktenzeichen angegeben):

503 08 475.1 angemeldet am 20.12.2003
50 2005 008 395.4 angemeldet am 23.06.2005
50 2008 006 004.9 angemeldet am 16.07.2008
50 2008 008 893.8 „
50 2008 003 620.2 angemeldet am 17.10.2008
10 2010 035 103.2 angemeldet am 23.08.2010
50 2011 013 826.1 angemeldet am 05.08.2011
50 2011 017 255.9 „
50 2012 009 930.7 angemeldet am 16.10.2012
50 2014 010 455.1 angemeldet am 12.02.2014
50 2014 015.882.1 „

(Anlagenkonvolut K  52 Beweis:  Ausdrucke zu den Azs aus DPMA)

Was die Behauptung der Gegnerin betrifft, sie habe auf der vom Erblasser geschenkten 
Immobilie noch lastende Grundschulden bezahlt (am 16.11.2010 ein Betrag von € 
101.232,21 Beweis K 5), so ist dies ebenfalls dreist von ihr gelogen, denn der Erblasser hat 
mehrfach angegeben diese bezahlt zu haben und war auch ausweislich des 
Überlassungsvertrags dazu verpflichtet.

Schriftsatz vom 20.02.23,   S. 13-14:  
Schon ausweislich Überlassungsvertrag (K 5) hat sich der Erblasser zur Tilgung verpflichtet. 
Wie unter Punkt 1 angegeben, sind dies die „100.000€“ die der Erblasser an die Mutter der 
Beschwerdeführerin zahlte und die er dann seinen Kindern vererbt haben wollte- die 
Wünsche des Erblassers sind für die Gegnerin allerdings nicht berücksichtigenswert. Zudem 
gibt es weitere schriftliche und mündliche Quellen, woraus hervorgeht, dass der Erblasser 
diese bezahlt hat.

Entgegen der Angabe der Gegnerin, Geschenke an Dritte seien ihr nicht bekannt, nahm die 
diese selbst für den Erblasser Geschenke an Dritte vor, nachdem dieser ab Februar 2012 
kein Konto mehr hatte.
Der Erblasser zahlte an seinen Enkel Raphael  (Kind der Schwester der 
Beschwerdeführerin) ca. 6000 €, da der Erblasser ab Feb 2012 keinen Kontenzugang mehr 
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hatte, war es zuletzt die Gegnerin, die einen monatlichen Betrag überweis, wiewohl sie 
angab, es seien ihr keine Geschenke an Dritte bekannt.
Zeugenbeweis: Astrid Wehner-Fleischberger, Brunnerstr. 27. 80804 München

Im übrigen ist dies ein weiterer Beweis, dass die Gegnerin ab Februar 2012 das Einkommen 
des Erblassers vereinnahmt hat.

Es wird noch auf die PKH Beschwerde vom 21.08.23, S. 24 verwiesen:
Die Gegnerin hat nicht nur den Tod des Erblassers nicht mitgeteilt, sondern auch nur 
stark verzögernd und unvollständig Auskunft gegeben:
Schriftsatz vom 20.02.23,   S. 1-4, 5-6:  

Zu den Anfechtungen:

Erklärt die Kammer pauschal:
Seite 6
Absatz 3

„Das Gericht geht auch weiterhin davon aus, dass die Voraussetzungen für eine 
Anfechtung des Testaments nicht vorliegen. Dem stehen auch nicht die 
Ausführungen der Antragstellerin in der Beschwerdeschrift entgegen, die sich im 
Wesentlichen auf Vermutungen stützt. Gleiches gilt für die Auffassung der 
Beschwerdeführerin, dass die Antragsgegnerin erbunwürdig sei.“

Der Vortrag der Beschwerdeführerin ist nicht auf Vermutungen gestützt, Die Gegnerin 
hat mit ihrem Handeln Tatsachen geschaffen, die wichtige Rechtsfragen aufwerfen 
und damit zu diskutieren sind.

Zu 3. Der Erblasser hatte alle Mittel zur Sicherung seiner 
physischen Existenz (Einkommen, Geldvermögen, Immobilie) an die
Gegnerin abgegeben und sein Wohnrecht etc. gelöscht, als er das 
von ihr aufgesetzte Testament unterschrieb, dass sie zur 
Alleinerbin einsetzt. Der Erblasser konnte gar nicht mehr frei 
testieren.

Wie zuvor vorgetragen, hat die Gegnerin in der Auskunft (K 5, B 1 Beweis: Schreiben der 
Gegnerin vom 16.12.2021.11.2021 mit Anlagen) angegeben, dass der Erblasser ab Februar 
2012 kein Konto mehr hatte.

Die Beschwerdeführerin verweist auf die hier eingangs erneut aufgeführten Beweise, dass 
der Erblasser eine hohe Rente hatte, dass die DRV angegeben hat, diese auch bis zum Tod 
des Erblassers überwiesen zu haben.

Die Beschwerdeführerin verweist auf die hier eingangs erneut aufgeführten Beweise, dass 
der Erblasser zu Lebzeiten hochvermögend war und dieses noch zu Lebzeiten verschwand.

Da die Gegnerin die ihr vom Erblasser geschenkte und von ihm seit 1977 bewohnte 
Immobilie wohl zu Geld machen wollte, musste dieser dann ausweislich Kaufvertrag 
zwischen der Gegnerin und einem Dritten am 27.05.19  (K 22   Beweis:   Verkaufsvertrag der 
Gegnerin vom 29.05.2019) die Löschung seiner Rechte Wohnrecht, Niesbrauch, 
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Rückauflassung zusichern, diese wurden am 18.06.19 im Grundbuch gelöscht (K 67 
Beweis: Grundbuchauszug Amtsgericht Bensheim vom 23.11.22).

In dieser Situation setzte die Gegnerin ein ehegemeinsames Testament auf, dass nur den 
Erblasser bindet, vorsorglich alle weiteren letztwilligen Verfügungen für ungültig erklärte und 
nur die Abkömmlinge des Erblasser bei Auskunft mit einer Strafklausel bedrohte und deren 
Teil, dann der von ihrer von ihr eingesetzten Familie zugeschlagen werden sollte. Dieses 
wurde vom Erblasser am 11.08.19 unterschieben (K 2 Beweis: Mitteilung über Tod und 
Testament des Nachlassgericht vom 07.07.2021). 

Der Erblasser war der Gegnerin auf Gedeih und Verderb ausgeliefert. Der Erblasser war 
völlig entrechtet.

Kann jemand frei testieren, der an den im Testament Begünstigten zuvor alle Mittel zur 
Sicherung seiner physischen Existenz abgegeben hat? Nach Meinung der 
Beschwerdefühererin ist das nicht möglich.

Die Beschwerdeführerin verweist auf ihren ausführlichen Vortrag vom  20.02.23, 
insbesondere:
Die Antragsgegnerin hatte die finanzielle Basis für freie Entscheidungen des Erblasser 
abgeschnitten. Für jegliche eigene Wünsche und Lebensregungen des Erblassers war kein 
(Spiel)Raum mehr vorhanden. Dem Erblasser war die finanzielle Basis für eigenständiges 
Handeln gänzlich entzogen worden und war daher gar nicht mehr in der Lage, einen 
eigenen, einen anderen Willen durchzusetzen. Er befand sich komplett in den Händen und in
der Abhängigkeit der Antragsgegnerin und zwangsläufig blieb nichts anderes übrig als das 
von der Antragsgegnerin aufgesetzte Testament zu unterschreiben. Denn schon seine 
vitalen Lebensinteressen konnten von der Antragsgegnerin bedroht werden, wenn er nicht 
unterschrieb. Sie hat ihm die Testierfreiheit genommen und die Testierunfähigkeit 
herbeigeführt.
Ein letztwillige Verfügung kann nur in Freiheit verfasst werden, ohne dass die Gefahr einer 
vitalen Bedrohung besteht und erst Recht nicht, wenn der Testamentsverfasser, hier die 
Antragsgegnerin das Testament offensichtlich vorgeschrieben und vorgelegt hat, dieselbe 
Person in dessen totaler Abhängigkeit sich das Leben des Erblassers befand.

Salopp, alles abnehmen, dann letzten Willen vorschreiben und zur Unterschrift vorlegen, 
funktioniert nicht, weil die Testierfreiheit nicht mehr gegeben ist. Grundrechtlich sind 
personelle Autonomie und Testierfreiheit hohe Rechtsgüter, die Durchsetzung dieser bedarf 
grundlegender Bedingungen.

Die Testierfreiheit des Erblassers war höchst empfindsam getroffen und verletzt. Er war nicht
mehr in der Lage frei zu testieren.

Die Testierfreiheit ist ein hohes Gut, das in § 2339 BGB generell geschützt wird, der 
Verfehlungen gegen den Erblasser listet, die in seine Testierfreiheit eingreifen (Sörgel, 2021,
2339 BGB Rn 2).

Die Beschwerdeführerin verweist auf die PKH Beschwerde vom 21.08.23:
DAS LG BERLIN HAT NICHT GEHÖRT, DASS DER SCHWERKRANKE 
ERBLASSER KEINE TESTIERFREIHEIT HATTE, WEIL ER ZUVOR ALLE 
(FINANZIELLEN) MITTEL ZUR SICHERUNG SEINER PHYSISCHEN EXISTENZ 
AN DIE IM TESTAMENT ALS ALLEINERBIN BEGÜNSTIGTE GEGNERIN 
ABGEGEBEN HATTE (AUF DER IHR BEREITS GESCHENKTEN IMMOBILE 
MUSSTE ER ZULETZT SEINE RECHTE; UA WOHNRECHT LÖSCHEN, SEIN  
GELDVERMÖGEN HATTE ER  N SIE ABGEGEBEN UND AB FEBRUAR 2012  
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MITHIN ÜBER 8 JAHRE VOR SEINEM TOD HATTE ER KEIN KONTO MEHR UND 
SEINE HOHE MONATLICHE RENTEN GING AUF DEREN KONTO).

IM RAHMEN DER KTUELLEN JURISTISCHEN DISKUSSION ZUR SICHERUNG 
DER TESTIERFREIHEIT BETAGTER UND SCHWERKRANKER EINE 
UNGEKLÄRTE RECHTSFRAGE OB DIESE NOCH GEGEBEN IST WENN DIE 
BEGÜNSTIGTE DEM TESTIERENDEN ZUVOR ALLE MITTEL ZUR SICHERUNGS
SEINER PHYSISCHEN EXISTENZ ABGENOMMEN HAT.

BEI VORLIEGEN VON REVISIONSGRÜNDEN (GRUNDSÄTZLICHE 
BEDEUTUNG, RECHTSFORTBILDUNG, EINHEITLICHKEIT) IST PKH ZU 
BEWILLIGEN, AUCH WENN DAS GERICHT ZU UNGUNSTEN ENTSCHEIDEN 
WILL).

Die Anfechtung wegen Testierunfähigkeit des Erblassers und Erbunwürdigkeit der Gegnerin 
ist auch damit berechtigt.

Die Beschwerdeführerin kann auch nicht erkennen, dass ein vom Nachlassgericht 
übermitteltes Testament, eine notarielle Urkunde eines Verkaufsvertrags und ein 
Grundbuchauszug „Vermutungen“ sein sollen.

Zu 4. Der Erblasser war schwerkrank und zwar schon sehr lange: er
war geschäfts- und testierunfähig.
Zuvor, am 25.07.23, meinte die Kammer noch, weil der Erblasser seine Krankheiten 
benennen kann, Notar Fuchs bei dem Verkauf der Immobilie der Gegnerin, Wetzbach 34, 
64673, anwesenden Erblasser keine Auffälligkeit notierte, und dass die Chiari Malformation 
nur eine Absenkung des Kleinhirns mit Bewegungsproblemen als Folge sei, sei keine 
Willensschwäche zu erkennen. Offensichtlich war das aus juristischen und medizinischen 
Gründen aufzugeben. Nun wird eine neue Ausrede gesucht.

Der überarbeitete Nichtabhilfebeschluss vom 06.12.23 behauptet nun:
„dem Vorbringen der Beschwerdeführerin, die keinen regelmäßigen und engen Kontakt zum 
Erblasser hatte, lassen sich keine ernsthaften Zweifel an der Testierfähigkeit des Erblassers 
entnehmen. Nur ergänzend sei darauf hingewiesen, dass die Antragstellerin, die nach 
eigenen Angaben am Ehlers-Danlos Syndrom leidet und diese Erkrankung auch beim 
Erblasser vermutet hat, in der Lage ist, das hiesige Prozesskostenhilfeverfahren selbst führt.“
(Seite 6, Absatz 2).

Die Beschwerdeführerin kennt kein Urteil, wo die Meinung der 80. Kammer, man müsse den 
Erblasser bis zuletzt ständig gesehen haben, um die Testierfähigkeit anzugreifen, 
Voraussetzung ist.

Bei genetischen Erkrankungen wie hier, bestehen diese ohnehin seit Geburt im Verlauf des 
ganzen Lebens und unzweifelhaft hat die Beschwerdeführerin den Erblasser über 30 Jahre 
intensiv erlebt und auch in dessen Alter.

Hier geht es um medizinische Fragen: zieht die gesundheitliche Situation des Erblassers 
Testierunfähigkeit nach sich.

Sodann ist über diese Auffassung in einem ordentlichen Verfahren zu entscheiden.
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Die pauschale Ablehnung der Kammer, hier seien keine ernsthaften Zweifel gegeben, ist 
anhand der vorliegenden Krankheiten des Erblassers und der damit fachlich 
nachgewiesenen Implikationen auf die Testierfähigkeit, nicht haltbar.

Sodann wird die Tatsache, dass die Beschwerdeführerin arm ist und daher das Pkh 
Verfahren selber führen muss, gegen diese gewendet. Ist das als Hinweis zu verstehen, 
dass arme Personen auf ihre Rechts verzichten sollen?

Aber die Beschwerdeführerin kann nicht ihrer Ansprüche verlustig gehen, zumal eine 
existenzielle Notlage besteht (Schriftsatz vom 10.07.23).

Keiner der Kammer Angehörigen hat eine medizinische Kompetenz, weder als Betroffener 
noch als Mediziner, noch wird über Seltene Erkrankungen Bescheid gewusst, die hier 
vorliegen.

Dass die Beschwerdeführerin mit Ehlers-Danlos-Syndrom sich schriftlich artikulieren kann, in
der Lage ist fachliche Artikel zu lesen, ist kein Gegenbeweis, wie die Kammer, meint, zu den 
bis dato vorgelegten eigenen Angaben des Erblassers zu bei ihm min. 3 vorhandenen 
schweren Erkrankungen und den fachmedizinischen Artikeln zu diesen, die Anfechtung 
wegen Willensschwäche und Geschäfts-und Testierunfähigkeit des Erblassers begründen.

Es ist ein sehr großer Unterschied, schriftlich und in Distanz zu agieren, als direkt und 
ständig, etwa der Person der Gegnerin bis ins Schlafzimmer hinein, ausgesetzt zu sein. Der 
Druck ist hier massiv.

Da die Beschwerdeführerin ihre, wie nun klar ist, krankheitsbedingte Schwäche in 
mündlichen Konfrontationen kennt, nimmt sie, um sich zu schützen, nimmt sie keine 
Telefonate und Haustürbesuche mehr entgegen. Bei wichtigen Gesprächen, etwa mit 
Gutachtern, Hausverwaltung Handwerkern, Gerichtsterminen wird eine Person aus dem 
Freundeskreis mitgenommen, idR Frigga Wendt, die auch den Großteil der Pflege macht. 
Sie hat wegen ihrer Schwäche Vorkehrungen getroffen.

Zeugenbeweis: Frigga Wendt, Prenzlauer Allee 105, 10409 Berlin

Die Beschwerdeführerin wird sich noch kundig machen, wie die mündliche Verhandlung 
geführt werden kann, so auch sie ihre Rechte wahrnehmen kann. Gleiches auch für das 
Hauptverfahren in Bezug auf Fristen- ausweislich der vorgelegten Studien zu Seltenen 
Erkrankungen, Ehlers-Danlos-Syndrom, ist die Belastung wegen Krankheit außerordentlich 
hoch und man ist auch im Alltag mit vielen Problemen konfrontiert, zB eine richtige 
Gesundheitsversorgung zu erreichen.

Im übrigen Intelligenz steht dem auch nicht entgegen.

Ausweislich des Informationsblattes für das Bildungswesen aus Frankreich zu dieser 
Erkrankung zu betroffenen SchülerInnen ist die Intelligenz nicht gemindert:

„Que n’est pas le syndrome d’Ehlers-Danlos?:
… Elle ne provoque aucun problème dans le domaine de l’intelligence.“

Im Gegenteil:

„Les troubles des apprentissages associés:
….  Des élèves peuvent etre diagnostiqués Haut Potentiel (HP).
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Aber wie u. A. vorgetragen:

„Quelles sont les manifestations?
…. Une  fatigabilité intense, des maux de tete et migraines, des douleurs intenses et 
persistantes….
D’autres manifestations:
….  (im übrigen: des tremblements de type parkinsonien) …. des troubles cognitifs associés: 
troubles de la memoire etc.“

Beweis:  La scolarité et le syndrome d’Ehlers-Danlos, Herausgeber die französische 
fachmedizinische Gesellschaft GERSED, K 106

Hier auch: „80% des handicaps sont invibles.“ Es braucht also keine auffälligen 
Äußerlichkeiten- was allerdings dazu führt, dass die Betroffenen eine Diagnose-Odysee 
haben oder gar nicht diagnostiziert oder falsch diagnostiziert werden (Fachartikel: K 5, B 18, 
Beweis: Adhoc Empfehlungen des Ethikrats zu Seltenen Erkrankungen, 2018:  K 0-9, 
Beweis: Flyer „Advocating for equity“, Eurordis, europäische Platform für Rare Diseases; K 
0-10, K 84, Beweis: The power of patient-led global collaboration, Bloom et al., in: American 
Journal of medical Genetics, Volume 187C Number 4 December 2021, Special Issue: 
Ehlers-Danlos syndromes, Hypermobility Spectrum Disorders, and Associated Co-
Morbidities, S. 425-428, S. 425).

Die vorgelegten medizinischen Fachartikel zum Ehlers-Danlos-Syndrom, Willenschwäche 
und Ängsten stehen nicht entgegen. Willensschwäche geht nicht mit minderer Intelligenz 
einher. Die Beschwerdeführerin verweist darauf, dass hoch intelligente Personen im Alltag 
komplett lebensunfähig sein können, Krankheit hat nichts mit Intelligenz zu tun- es sind hier 
gerade die körperlichen Probleme, die anfällig machen.

Beweis: Sachverständigenbeweis

Dazu kommt bei Erblasser die Chiari Malformation, die ausweislich, der vorgelegten 
medizinischen Fachartikel mit kognitiven und psychischen Problemen, Angst und Depression
einher gehen.

Der Erblasser hat gegenüber einer Familienangehörigen seine Krankheiten erklärt. Weil 
diese diesen wegen Krankheiten in der Familie angerufen hat und sodann der 
Beschwerdeführerin Mitteilung gemacht hat, die ja ebenfalls eine schwere Erkrankung in der 
Familie suchte (K 5, B 14, 55, Beweise: Emails der Schwester der Beschwerdeführerin 
zu den Gesprächen mit dem Erblasser vom 05. und vom 08.08.2019, Zeugenbeweis: 
Astrid Wehner-Fleischberger, Brunnerstr. 27, 80804 München). Nach eigenen Angaben des 
Erblassers waren diese:
Parkinson,
Chiari Malformation (CM I),
sodann suchte der Erblasser eine weitere Erkrankung bei sich selber und „er davon ausgeht,
dass es eine Erbkrankheit in seiner Familie gibt. Eine „schlimme Erkrankung im Kopf oder in 
der Wirbelsäule, die autosomal dominant vererbt wird.“ Nämlich das Ehlers-Danlos-Syndrom,
das bei der Beschwerdeführerin am 27.01.20 (K 39, Beweis: Diagnose vom 27.01.2020) 
diagnostiziert wurde.

Die Kammer meint, die eigenen Angaben des Erblasser zu den bei ihm vorliegenden 
schweren Erkrankungen und die fachmedizinischen Nachweise zu deren Auswirkungen auf 
Kognition, Psyche, sowie Angst, Depression lassen sich keine Zweifel an der Testierfähigkeit
zu. Die Kammer verfügt über keinerlei Erkenntnisse zur Chiari Malformation und auch nicht 

24



zum Ehlers-Danlos-Syndrom- beides Seltene Erkrankungen (K 81, K 5, B 17- Eintragungen 
in Datenbanken zu Seltenen Erkrankungen). Nicht einmal ÄrztInnen kennen diese, so dass 
SpezialistInnen aufgesucht werden müssen.

Diese Beweise sollen nicht valide sein, weil die Beschwerdeführerin den Erblasser nicht 
ständig gesehen hat. Hohe Aussagekraft haben daneben doch wohl nur die Patientenakten 
des Erblassers und ein Fachgutachten. Was für eine juristische Argumentationskette soll das
sein? Vielmehr kann die Kammer auf die Beweise der Beschwerdeführerin nichts mehr 
sagen, so dass nun die Sachebene verlassen wird.

Es dürfte doch mittlerweile auch an Gerichten durchgedrungen sein, dass genetische 
Erkrankungen seit Geburt an vorliegen. Und die Beschwerdeführerin als Tochter hat den 
Erblasser als Vater seit ihrer Geburt am 07.01.1970 bis 1998 durchgängig gesehen. Die 
Behauptung der Kammer, die Beschwerdeführerin habe keinen regelmässigen und engen 
Kontakt zum Erblasser gehabt ist falsch und unhaltbar. Für das Familienleben wird der 
Zeugenbeweis angeboten.

Zeugenbeweis: Dr. Astrid Wehner-Fleischberger, Brunnerstr. 27, 80804 München

Daher kann sie auch dessen Symptome genau beschreiben. Siehe Schriftsatz der 
Beschwerdeführerin vom 20.02.23, S. 50 ff.:

Dass der Erblasser auch am Ehlers-Danlos-Syndrom litt, ist daran zu erkennen, dass bei ihm
zumindest einige Majorkriterien erfüllt sind:
Schmerzen an vielfachen Stellen (an den Gelenken, im Abdomen, im Brustkorb, in den 
Muskeln, Migräne-  der Erblasser hatte, solange sich die Antragstellerin erinnern kann, sehr 
oft sehr starke Migränen;
Schwere Fatigue- der Erblasser, hatte solange sich die Antragstellerin erinnern kann, sehr 
oft schwere Fatigue, er schlief als Fahrer am 02.12.1990 am Steuer des Wagens ein und 
verursachte einen Totalschaden der schwere Unfall wird im Gespräch  K 27 im Gespräch der
Schwester der Antragstellerin mit dem Erblasser bestätigt und auch in K 17, A 14-: 
Bestellung eines gebrauchten Kraftfahrzeugs vom 03.12.1990, für den unfallbeschädigten 
BMW 315, Baujahr 84 wird noch ein Wert von 1000 DM in Zahlung genommen;
Propriozeptive Störung der Motorik, Störungen des Gleichgewichts, Gangstörungen, 
Zusammenstösse mit Hindernissen, Stürze, Koordinationsschwierigkeiten- stellt der 
Erblasser selber in K 5, B 14 fest, aber auch die Antragstellerin kann sich daran erinnern, 
dies war am 27.03.2014 als die Antragstellerin den Erblasser bei Gericht traf, deutlich zu 
erkennen;
Gelenkinstabilität: Verrenkungen, Subluxationen (eingeschlossen Knacken der 
Gelenke)- der Erblasser war, seit sich die Antragsstellerin erinnern kann, komplett instabil, 
nach mündlichen Angaben der Schwester der Antragstellerin, Astrid Wehner-Fleischberger 
wegen Gelenkproblemen auch Operationen;
Feine, transparente Haut- nach Meinung der Antragstellerin hatte der Erblasser die selbe 
feine, transparente Haut wie sie;
Refluxösophagitis- hatte der Erblasser seit sich die Antragstellerin erinnern kann

Sodann sind nach Kenntnis der Antragstellerin auf einige Minorkriterien erfüllt; erhebliche 
Muskelschwäche, empfindliches Bindegewebe, Verdauungsprobleme, Hals-Nasen-Ohren-
Probleme, Schluckbeschwerden. 

Da das hypermobile Ehlers-Danlos-Syndrom (hEDS) ausschliesslich klinisch 
diagnostiziert wird (weil es noch keinen Gentest für diesen Typ der Ehlers-Danlos-
Syndrome gibt) und es diagnostiziert wird, wenn es bei einer Person einer Erblinie 
diagnostiziert worden ist und bei einer weiteren Person aus dieser Erblinie vorliegt, 
wird es auch bei dieser diagnostiziert, wenn die Symptomatik gegeben ist. Zum 
Diagnoseverfahren wird der Zeugenbeweis angeboten
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Zeugenbeweis: Dr. med. Andrea Maier, Neurologie, ANS Ambulanz Universitätsklinik, 
Pauwelsstraße 30, 52074 Aachen

Im übrigen sind die persönlichen Erinnerungen der Beschwerdeführerin, die den Erblasser 
auch im Alter im Rahmen einer Gerichtsverhandlung ausführlich studieren konnte (K 36, 
Beweis: Protokoll des LG Muc I vom 27.03.2014), lediglich Parteieinvernahme, so dass nicht
zu erkennen ist, warum die Kammer nur darauf allein abstellen möchte.

Sodann wurden Zeugen zum Gesundheitszustand des Erblassers angeboten:
Zeugenbeweis: Dr. Astrid Wehner-Fleischberger, Brunnerstr. 27, 80804 München;
Zeugenbeweis: Dr. Peter Schwarz, Wetzbach 36, 64673 Zwingenberg;
Zeugenbeweis:  Dr. Olaf-René Hartmann, Hofgarten Str. 21, 64625 Bensheim;
Zeugenbeweis:  Dr. Beck, zu laden über IKA Innovative Kunststoffaufbereitung GmbH & 
Co.KG, Filmstraße 4, 06766 Bitterfeld-Wolfen.

Die Beschwerdeführerin hat nachgewiesen, dass es sich bei dem Ehlers-Danlos Syndrom 
um eine Seltene Erkrankung handelt (K 5, B 17, Beweis:  Ausdruck aus Orpha.net, 
ORPHA:98249 (Orphanet wurde 1997 durch das französische Gesundheitsministerium und 
das Institut national de la santé et de la recherche médicale (INSERM) initiiert und wird unter
französischer Federführung mit Förderung durch die Europäische Union betrieben) und die 
Fachliteratur nur international erhältlich ist.

Die Beschwerdeführerin hat am 20.02.23, S. 64 erklärt, dass die schwere Fatigue mit dem 
juristischen Begriff der Bewusstseinsstörung zu fassen ist und dass die ständigen starken 
Schmerzen und körperliche Schwäche dazu führen, dass es schwer ist den Willen anderer 
abzuwehren- dies wurde in einem aktuellen Fachbuch zu der Erkrankung beschrieben (K 48,
Beweis:  Kapitel The Paris Criteria. The EDS Comorbidities and their managament. 
Additional examinations, S. Daens, I. Dubois-Brock, C. Hamonet, aus Stéphane Daens et al.,
Transforming Ehlers-Danlos-Syndrome, 2022, S. 125).

Ausweislich K 71 (Beweis:  Cover Graphik mit den vielfältigen Symptomen von EDS, 
American Journal of medical genetics, Dezember 2021) und K 72 (Beweis:  “Brain structure 
and joint hypermobility: relevance to the expression of psychiatric symptoms”, J. Eccles et al.
2012) gehören auch Ängste, Stressempfindlichkeit dazu.

Sie hat am 10 .07.23 dargetan, dass ausweislich K 0-10, 84 (Beweis: The power of patient-
led global collaboration, Bloom et al., in: American Journal of medical Genetics, Volume 
187C Number 4 December 2021, Special Issue: Ehlers-Danlos syndromes, Hypermobility 
Spectrum Disorders, and Associated Co-Morbidities, S. 425-428, S. 425):

Das Ehlers-Danlos-Syndrom ist gekennzeichnet durch:  schwere Erkrankung, Betroffene 
sind multimorbide und haben eine hohe Krankheitslast, “common health issues associated 
with this group of high morbidity, high disease burden conditions.”.

Das Ehlers-Danlos-Syndrom ist gekennzeichnet durch:  schwere Erkrankung, viele 
Komorbiditäten. Die Betroffenen haben idR keinen gleichen Zugang zum Gesundheitssystem
und werden nicht richtig behandelt. 

Betroffene sind multimorbide und haben eine hohe Krankheitslast, “common health issues 
associated with this group of high morbidity, high disease burden conditions.”

Es ist eine der am meisten missverstandene und unterdiagnostizierte Erkrankung der 
Geschichte.
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„The Ehlers-Danlos National Foundation (EDNF) filled a deep void for patients living with one
of the most misunderstood and underdiagnosed syndromes in history.” (ebd., S. 425)
Die Ehlers-Danlos National Foundation (EDNF) füllte eine tiefe Lücke für Patienten, die mit 
einem der am meisten missverstandenen und unterdiagnostizierten Syndrome der 
Geschichte leben.

Sie hat mehrfach und zuletzt in der Pkh Beschwerde vom 21.08.23 dargetan, dass das 
Ehlers-Danlos-Syndrom, autosomal dominant vererbt wird, darunter der hier vorliegende 
hypermobile Typ (K 76, Beweis: Doc Check Flexicon, Ausdruck vom 03.08.23).

Dass es klinisch diagnostiziert wird, diagnostiziert wird, wenn es in direkter Erblinie vorliegt 
und die Symptome gegeben sind (Diagnosebogen der Beschwerdeführerin, Ehlers-Danlos-
Syndrom, hypermobiler Typ, Spezialpraxis in Frankreich, K 39 und nahezu deckungsgleicher
Diagnoseleitlinie den USA K 77- Unterschied in Frankreich auf die breiten Manifestationen 
und in den USA auf die neurologischen Komorbidtäten), beim Erblasser wegen seiner 
Symptome anhand seiner Patientenakten diagnostiziert werden kann. Des weiteren 
Beschreibungen durch benannte Zeugen, Unfall des Erblassers wegen Einschlafens am 
Steuer (K 27 erwähnt im Protokoll der Zeugin zu ihrem Gespräch mit dem Erblasser 
bestätigt und auch in K 17, A 14).

Sie hat mehrfach dargetan, dass der Erblasser eine schwere Erbkrankheit bei sich suchte, 
die autosomal vererbt wird, in der Familie vorliegt, von der Wirbelsäule, vom Kopf ausgeht (K
5, B 15, Beweis:  Email von Astrid Wehner-Fleischberger an die Antragstellerin vom 
08.08.2019, Zeugenbeweis: Astrid Wehner-Fleischberger, Brunnerstr. 27, 80804 München).

Sie hat mehrfach darauf verwiesen, dass der Erblasser mehrere schwere Erkrankungen und 
Komorbiditäten hatte, darunter Chiari-Malformation (K 5, B 14   Beweis:    Email von Astrid 
Wehner-Fleischberger an die Antragstellerin vom 05.08.2019,  Zeugenbeweis: Astrid 
Wehner-Fleischberger, Brunnerstr. 27, 80804 München).

Da richterseits im PKH Beschluss vom 25.07.23 behauptet worden war, diese habe keine 
Auswirkungen und eine Anfechtung der Testierfähigkeit sei damit nicht gegeben, war in der 
Pkh Beschwerde vom 21.08.23, S 32 ff folgender Vortrag mit Beweisen eingebracht worden: 

ES IST NICHT RICHTIG, WIE DAS LG BERLIN BEHAUPTET, CHIARI MALFORMATION 
(CM I) (ABSENKUNG DES HIRNS IN DEN SPINALKANAL) WÜRDE LEDIGLICH 
BEDEUTETEN, DASS „KOPFSCHMERZEN UND BEWEGUNGSSTÖRUNGEN” 
VORLIEGEN ODER NUR SO BEIM ERBLASSER VORGELEGEN WAR. AUSWEISLICH 
DER AKTUELLEN MEDIZINISCHEN FACHLITERATUR SIND AUCH KOGNITIVE UND 
EMOTIONALE VORGÄNGE BETROFFEN.
AUCH DIE CHIARI MALFORMATION IST EINE SELTENE ERKRANKUNG. DIE 
FACHLITERATUR NUR INTERNATIONAL. RICHTER SIND NICHT QUALIFIZIERT, 
SELTENE KRANKHEITEN ZU BEURTEILEN. SELBST ÄRZTINNEN KÖNNEN DIES OFT 
NICHT, SONDERN SPEZIALISIERTE MEDIZINERINNEN SIND GEFRAGT.

Bei der Chiari Malformation senken sich Teile des Kleinhirns in den Spinalkanal ab. Das 
Kleinhirn ist nach neuen Erkenntnissen auch für kognitive Prozesse (Aufmerksamkeit, 
Emotionen) zuständig.

“The most common symptoms are severe head and neck pain, occipital headache worsened 
by Valsalva maneuvers, loss of pain and temperature sensations and strength associated 
with a syrinx, spasticity, sleep apnea, and brainstem deficits. … ln recent years, some 
articles have been published on the association between CM1 and cognitive and psychiatric 
disorders.These studies followed the work of Schmahmann on the role ol the cerebellum on 
cognitive functions, which coined the term cerebellar cognitive affective syndrome (CCAS). .. 
… CCAS is characterized by alterations in executive functioning, spatial cognition, 
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personality, and language following cerebellar alterations.Although these changes are 
related to strictly cortical activity, CCAS seems to be related to a corticocerebellar 
connectivity alteration. The cerebellum shows important connections with the prefrontal and 
frontal lobes, which may explain the cognitive impairment. Patients with CM 1 experiencing 
neurocognitive deficits may show microstructural changes on diffusion tensor imaging in the 
corpus callosum, fornix, gyrus cinguli, thalamus, and brainstem. … Yilmaz et al described the
executive functions, intellectual capacity, and psychiatric features in a group of 29 patients 
with CM1 and a control group of 33 subjects. The authors reported that the patients with 
CM1 took longer to complete the Stroop test (ability to concentrate and maintain attention) 
and had lower mean standardized mini-mental state examination and lO scores than the 
control subjects. lnterestingly, the authors found a significantly higher rate of psychiatric 
disorders in patients with CM1 than control subjects (38% vs. 12%). Anxiety was most 
frequently reported (20.7%) followed by depression (10.3 %). ln the few articles available to 
date on psychiatric disorders of patients with CM1 , depression has been reported in up to 
32% of patients, and anxiety has been reported in 20%. More generally, these disorders may
be reported in about 50% of cases.CCAS may also comprise affective elements, such as 
panic, anxiety, depression, and obsessive behavior.”
„Die häufigsten Symptome sind starke Kopf- und Nackenschmerzen, okzipitale 
Kopfschmerzen, die durch Valsalva-Manöver verschlimmert werden, Verlust des Schmerz- 
und Temperaturempfindens und der Kraft, auf die röhrenförmige Höhlenbildungen im 
Rückenmark zurückgeführt, Spastik, Schlafapnoe und Hirnstammdefizite. … In den 
letzten Jahren wurden einige Artikel über den Zusammenhang zwischen CM1 und 
kognitiven und psychiatrischen Störungen veröffentlicht. Diese Studien folgten der 
Arbeit von Schmahmann über die Rolle des Kleinhirns auf kognitive Funktionen, die 
den Begriff des zerebellären kognitiv-affektiven Syndroms (CCAS) geprägt hat. … 
CCAS ist gekennzeichnet durch Veränderungen der exekutiven Funktionen, der räumlichen 
Kognition, der Persönlichkeit und der Sprache nach zerebellären Veränderungen. Obwohl 
diese Änderungen streng genommen mit kortikalen Aktivität scheint CCAS mit einer 
kortikocerebellären Konnektivitätsveränderung in Verbindung zu stehen. Das Kleinhirn weist 
wichtige Zusammenhänge mit dem Präfrontallappen und dem Frontallappen auf, was die 
kognitive Beeinträchtigung erklären könnte. Patienten mit CM 1, die neurokognitive Defizite 
aufweisen, können mikrostrukturelle Veränderungen in der Diffusions-Tensor-Bildgebung im 
Corpus callosum, Fornix, Gyrus cinguli, Thalamus und Hirnstamm zeigen. … Yilmaz et al. 
beschrieben die exekutiven Funktionen, die intellektuellen Fähigkeiten und die 
psychiatrischen Merkmale in einer Gruppe von 29 Patienten mit CM1 und einer 
Kontrollgruppe von 33 Probanden. Die Autoren berichteten, dass die Patienten mit CM1 
länger brauchten, um den Stroop-Test (Fähigkeit, sich zu konzentrieren und die 
Aufmerksamkeit aufrechtzuerhalten) abzuschließen, und niedrigere durchschnittliche 
standardisierte Mini-Mental-State-Untersuchungs- und lQ-Werte aufwiesen als die 
Kontrollpersonen. … Interessanterweise fanden die Autoren eine signifikant höhere Rate an 
psychiatrischen Störungen bei Patienten mit CM1 als bei Kontrollpersonen (38% vs. 12%). 
Angstzustände wurden am häufigsten berichtet (20,7 %), gefolgt von Depressionen (10,3 %).
In den wenigen bisher verfügbaren Artikeln über psychiatrische Störungen von Patienten mit 
CM1 wurde bei bis zu 32 % der Patienten über Depressionen und bei 20 % über 
Angstzustände berichtet. Im Allgemeinen können diese Störungen in etwa 50 % der Fälle 
berichtet werden. CCAS kann auch affektive Elemente wie Panik, Angst, Depression 
und zwanghaftes Verhalten umfassen.
Beweis: The dark side of chiari malformation, Spina et al., World Neurosurgery, Volume 172,
April 2023, Pages 43-45, leider kann nur Seite 1 vorgelegt werden, da die medizinische 
Bibliothek der Charité an dem Boykott des Herausgebers Elsevier wegen der hohen 
Abonnementpreise teilnimmt. K 80
https://www.sciencedirect.com/science/article/abs/pii/S1878875023001298?via%3Dihub

„Das zerebelläre kognitive affektive Syndrom ( CCAS ), auch Schmahmann-Syndrom 
genannt, ist eine Erkrankung, die aus Läsionen (Schäden) des Kleinhirns des Gehirns folgt.
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(Es wird berichtet), dass Patienten mit isolierten Verletzungen des Kleinhirns Ablenkbarkeit,
Hyperaktivität, Impulsivität, Enthemmung, Angst, rituelle und stereotype 
Verhaltensweisen, unlogisches Denken und Mangel an Empathie, Aggression, 
Reizbarkeit, grübelndes und obsessives Verhalten, Dysphorie und Depression, taktile 
Abwehr und Reizüberflutung, Apathie, kindliches Verhalten und Unfähigkeit, soziale 
Grenzen zu verstehen und Hintergedanken zuzuordnen. Das Ausmaß von Depression, 
Angst, Emotionslosigkeit und Affektderegulierung kann zwischen den Patienten 
variieren.“ 
Beweis: Kurzbeschreibung des zerebellären kognitiven affektiven Syndrom ( CCAS), K 81

Auch die Chiari Malformation ist eine seltene Erkrankung.

Beweis: orphanet Datenbank der Seltenen Krankheiten der EU, K 81

Noch im Beschwerdeverfahren waren mit folgende abstracts vorgelegt worden:

Während der medizinischen Fachrecherche zu den eigenen gesundheitlichen Problemen, 
wie die Chiari Malformation des Erblassers unter CSF Disorders (Cerebrospinale 
Liquorzirkulationsstörung) zusammen zu fassen, ergab sich weitere Literatur zur Chiari 
Malformation des Erblassers, anders als die ohne fachliche Verweise auskommende 
Meinung des LG Berlin, ist diese mit chronic pain, chronic Fatigue, kognitiven Problemen, 
Angst und Depression vergesellschaftet.
Fatigue: „Potential symptoms include loss of muscle mass, muscle weakness, numbness or 
decreased sensation especially to hot and cold, abnormal curvature of the spine (scoliosis), 
loss of bowel and bladder control, chronic pain, muscle contractions, uncoordinated 
movements (ataxia), and spasms and tightening of the muscles of the legs (spasticity) … 
sleep disorders, especially sleeo apnea and chronic fatigue”.
(K 97, Beweis  :   Chiari Malformations, Rare Disease Database, 2014)

Sodann nochmal der Verweis auf die wegweisende Arbeit von Schmahmann zur Rolle des 
hier betroffenen Kleinhirns (Cerebellum) in der Kognition und Emotion:“Conclusion: The 
cognitive neuroscience of the cerebellum is now an established multidisciplinary field of 
investigation. This essay traces the historical evolution of this line of inquiry from an 
emerging field to its current status, with personal reflections over almost three decades on 
this journey of discovery. It pays tribute to early investigators who recognized the wider role 
of the cerebellum beyond motor control, traces the origins of new terms and concepts 
including the dysmetria of thought theory, the universal cerebellar transform, and the 
cerebellar cognitive affective syndrome, and places these developments within the broader 
context of the scientific efforts of a growing community of cerebellar cognitive 
neuroscientists. This account considers the converging evidence from theoretical, 
anatomical, physiological, clinical, and functional neuroimaging approaches that have 
resulted in the transition from recognizing the cerebellar incorporation into the distributed 
neural circuits subserving cognition and emotion, to a hopeful new era of treatment of 
neurocognitive and neuropsychiatric manifestations of cerebellar diseases, and to cerebellar-
based interventions for psychiatric disorders.”
(K 98, Beweis: The Role of the Cerebellum in Cognition and Emotion: Personal Reflections Since 
1982 on the Dysmetria of Thought Hypothesis, and Its Historical Evolution from Theory to Therapy, 
Jeremy D. Schmahmann , Neuropsychology Review volume 20, pages 236–260 (2010))
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Hierzu auch bei PatientInnen mit Chiari Malformation (CM bzw. CMI):
“Conclusions: We conclude that abnormal changes in the DTI metrics in patients with Chiari
I malformation indicate microstructural abnormalities in different brain regions that may be 
associated with neurocognitive abnormalities.”

(K 99, Beweis: Correlation of diffusion tensor imaging metrics with neurocognitive function in
Chiari I malformation. Manoj Kumar , Ram K S Rathore, Arti Srivastava, Santosh Kumar 
Yadav, Sanjay Behari, Rakesh Kumar Gupta, 2011 Jul-Aug;76(1-2):189-94)

Weitere Studien zu kognitiven Problemen, Angst, Depression bei PatientInnen mit Chiari 
Malformation (CM bzw. CMI):
“Conclusion: These results suggest that CM patients with decompression surgery exhibit 
cognitive dysfunction compared to age- and education-matched controls. While some of 
these results may be related to anxiety and depression (likely proxies for chronic pain), 
response inhibition effects, in particular, as well as a general cognitive deficit persisted even 
after control for anxiety and decompression.”
(K 100, Beweis: Task-specific and general cognitive effects in Chiari malformation type I. 
Philip A Allen , James R Houston , Joshua W Pollock , Christopher Buzzelli , Xuan Li , A 
Katherine Harrington , Bryn A Martin , Francis Loth , Mei-Ching Lien , Jahangir Maleki , Mark 
G Luciano , PLoS One 2014 Apr 15;9(4):e94844)

“Conclusions: The great majority of patients with a CM-I consider that their disorder implies a
loss of their quality of life which, in many cases, is associated with high anxiety and 
depressive symptom.”
Anmerkung: bei Seltenen Krankheiten ist die Anzahl von StudienteilnehmerInnen 
natürlich niedriger (siehe auch BSG Urteil vom 19. 10. 2004 – B 1 KR 27/02 R 
(lexetius.com/2004,3714).
(K 101, Beweis: Evaluation of the quality of life of patients with a Chiari type I malformation. 
A pilot study in a cohort of 67 patients, Olga Mestres , María A Poca, Elizabeth 
Solana, Andreea Radoi, Manuel Quintana, Enriqueta Force, Juan Sahuquillo, Rev Neurol 
2012 Aug 1;55(3):148-56)

Conclusion: CM patients experience high rates of psychological symptomatology regardless 
of surgical status, suggesting that all CM patients may benefit from evidence-based 
interventions to address anxiety and depression.” Hier wird auch auf die Stressanfälligkeit 
verwiesen.
(K 102 Beweis: An examination of pain, disability, and the psychological correlates of Chiari 
Malformation pre- and post-surgical correction, Monica A. Garcia , Philip A. Allen , Xuan Li , 
James R. Houston , Francis Loth, Rick Labudac, Douglas L. Delahanty , Version of Record 1
October 2019)

“Results show a poorer performance of the clinical group compared to the control group, 
even after controlling the effect of physical pain and anxious-depressive symptomatology. 
The findings suggest the presence of a generalized cognitive deficit associated with CM-I, 
which makes it necessary to focus attention not only on physical consequences, but also on 
cognitive ones.”
(K 103, Beweis: Cognitive Functioning in Chiari Malformation Type I Without Posterior Fossa
Surgery Maitane García , Esther Lázaro , Juan Francisco López-Paz , Oscar 
Martínez , Manuel Pérez , Sarah Berrocoso , Mohammad Al-Rashaida , Imanol Amayra 

Cerebellum 2018 Oct;17(5):564-574).

In der Pkh Beschwerde, S. 37 ff. wurde geltend gemacht:

BEI  MEHR ALS ZWEI ERKRANKUNGEN LIEGT MULTIMORBIDITÄT VOR. DIES HAT 
AUCH EINGANG IN DIE RECHTSLITERATUR GEFUNDEN. DASS KANN AUCH DAS LG 
BERLIN NICHT ÜBERGEHEN. ZUDEM IST ZU FRAGEN OB BEI SELTENEN 
ERKRANKUNGEN, DAZU ZÄHLT AUCH DIE CHIARI MALFORMATION, DAS GERICHT 
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OHNE SACHVERSTÄNDIGENGUTACHTEN ÜBERHAUPT EINE AUSSAGE TREFFEN 
KANN. 
ES LIEGEN DAMIT SUBSTANTTIERTE SACHVERHALTE FÜR EIN 
SACHVERSTGUTACHETEN VOR FÜR DAS PKH ZU BEWILLIGEN IST. KEINE 
KLÄRUNG SCHWIERIGER RECHTS- UND TATSACHENFRAGEN IM PKH-VERFAHREN. 
PKH MUSS BEWILLIGT WERDEN, WENN DER ERFOLG VON EINER 
BEWEISAUFNAHME ABHÄNGT, WENN DIESE ERNSTHAFT IN BETRACHT KOMMT.
NÖTIGENFALLS IST DIE RECHTSFRAGE ÜBER PKH ZU KLÄREN, OB ES BEI 
MULTIMORBIDITÄT UND SELTENEN KRANKHEITEN (MIT VORWIEGEND 
INTERNATIONALER MEDIZINISCHER FACHLITERATUR) EIN 
SACHVERSTÄNDIGENGUTACHTEN GEBEN MUSS. DAS GERICHT IST JEDENFALLS 
NICHT QUALIFIZIERT. DIES SIND NICHT EINMAL ÄRZTINNEN, VIELMEHR BEDARF ES
MEDIZINISCHER SPEZIALISTINNEN.
Bei mehr als zwei Erkrankungen liegt Multimorbidität vor. Auch eine körperliche 
Multimorbidität beeinflusst die kognitiven Fähigkeiten erheblich. Es sind die Auswirkungen 
der Polypharmazie zu beachten. Bei chronischen Schmerzsyndromen ist die Auswirkung der
Schmerzmittel zu beachten. Wetterling nennt in Bezug auf die freie Willensbildung, 
Auffassung und Konzentration und Informationserfassung, Gedächtnis, Kritik und 
Urteilsfähigkeit, exekutive Funktionen. Multimorbidität begünstigt Depressionen und 
erleichtert die Fremdbestimmung. Die Krankheitsfolgen und Funktionseinschränkungen 
greifen ineinander, idR chronisch progredienter Krankheitsverlauf gegeben. Die vielfältigen 
möglichen Einflüsse einer Multimorbidität sind bei der Beurteilung der Willensbildung zu 
berücksichtigen (aus: Hat eine Multimorbidität Auswirkungen auf die Geschäfts- und 
Testierfähigkeit?, Wetterling, ErbR, 2019 14: 283-287).

VIELMEHR IST DIE TESTIERFÄHIGKEIT DES ERBLASSERS ZU ERMITTELN WENN 
DARAN ZWEIFEL BESTEHEN UND ZWAR DANN WENN SIE AUS OBJEKTIVIERBAREN
TATSACHEN ODER HILFSTATSACHEN HERZULEITEN SIND (OLG Düsseldorf, Beschl.
v. 01.06.2012, I-3 Wx 273/11).

Unzweifelhaft sind eigene Angaben des Erblassers zu seinen Erkrankungen und 
fachmedizinische Artikel zu diesen, solche Tatsachen. Die Kammer verweigert hier auch 
begründungslos die Rechtslage.

Die Kammer möge begründen, warum die vom Erblasser selber angegeben Krankheiten 
wahrscheinlich nicht vorlagen und warum die medizinischen Aussagen wahrscheinlich falsch
sind. Welche medizinischen Fachkenntnisse bringt die Kammer mit, um über die seltenen 
Erkrankungen, hochkomplex, im Pkh Verfahren zu befinden?

Im übrigen hat die Beschwerdeführerin berechtigte Zweifel, ob die Chiari Malformation des 
Erblassers richtig versorgt wurde, wenn diese nicht im Kontext des Ehlers-Danlos-Syndrom 
eingeordnet wurde. Die Beschwerdeführerin wird dazu nach Sichtung der Patientenakten 
vortragen.

Die Beschwerdeführerin  verweist auf ihren Vortrag vom 21.12.22 S. 64 ff., wo auch 
Beispiele für Willensschwäche und unvernünftiges Handeln des Erblassers gegeben wurden

Die Anfechtung, Beiziehung der Patientenakte und Sachverständigengutachten sind 
berechtigt.

5. Die Gegnerin, an die der Erblasser zu Lebzeiten alle Mittel zur 
Sicherung seiner physischen Existenz abgegeben hat, ist zur 
Sicherung dessen Gesundheitssorge verantwortlich.
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Die Beschwerdeführerin verweist auf den Schriftsatz vom 20.02.23, S. 58-62, insbesondere:

Nach der (hier unter 3.) geschilderten Situation versuchte die Antragsstellerin nun den 
Erblasser zweimal schriftlich und persönlich über eine, im übrigen ausweislich von ihm selber
vermutetet „schlimmer Erkrankung, die vom Kopf oder der Wirbelsäule ausgeht und ad 
vererbt wird“ (K 55) zu informieren, nämlich noch vor der finalen Diagnose wegen Verdacht 
am 19.09.19 (K 42 Beweis:  Schreiben der Antragstellerin an den Erblasser vom 
19.09.2019) und am 12.04.20 mit der finalen Diagnose versehen (K 43 Beweis:  Schreiben 
der Antragstellerin an den Erblasser vom 12.04.2020). Hier wurden sämtliche 
Fachinformationen und auch die Adressen der spezialisierten Behandler angeboten.
Die Antragsgegnerin behauptete am 21.10.22 nun, der Erblasser habe sich entschieden 
diese nicht zu beachten.

Durch die Massnahmen der Antragsgegnerin war der Erblasser de facto unfähig sein 
Selbstbestimmungsrecht wahr zu nehmen, er konnte keine eigenverantwortlichen 
Entscheidungen mehr treffen (Dodegge/Roth, Systematischer Kommentar Betreuungsrecht, 
2018, S. 7)- damit war er dem Personenkreis der Betreuenden aus § 1896 BGB 
gleichzustellen.

Auch daher hätte die Antragsgegnerin die Verpflichtung getroffen, sich am Wohl des 
Erblassers auszurichten.
Auch für die Untersuchung des Gesundheitszustands, eine Heilbehandlung oder einen 
ärztlichen Eingriff des Betreuten gilt, hätte sie den Wünschen des Erblassers zu entsprechen
hat, soweit dies dessen Wohl nicht zuwiderläuft und dem ihr auch zuzumuten ist (in 
Anlehnung zum Betreuungsrecht aus BT-Drucks 11/4528, 71).
Ein Betreuer, der einen solchen Personenkreis betreut, hat allgemein und insbesonders, 
wenn ihm die Gesundheitssorge obliegt, dazu beizutragen, dass Möglichkeiten genutzt 
werden, die Krankheit oder Behinderung des Betreuten zu beseitigen, zu bessern, ihre 
Verschlimmerung zu verhüten oder ihre Folgen zu mildern. Er soll dazu beitragen dass die 
genannten Möglichkeiten genutzt werden. Er soll keinesfalls an die Stelle des Arztes oder 
anderer Fachleute treten, sondern sich deren Hilfe bedienen (BT-Drucks 11/4528, 134).
Ausweislich § 1901 BGB obliegt einem Betreuer, der im übrigen auch qua Ehrenamt 
unentgeltlich von Personen aus dem Familienkreis, Freundeskreis, Nachbarschaft erfolgen 
kann, die Angelegenheiten des Betreuten so zu besorgen, wie es dessen Wohl entspricht (§ 
1901 II BGB). Der Wille des Betreuten hat begrenzten Vorrang. Soweit es dem Wohl des 
Betreuten nicht zuwiderläuft und die Erfüllung seiner Wünsche für den Betreuer auch 
zumutbar ist, sind diese für den Betreuer verbindlich (III).
Da die Antragsgegnerin den Erblasser de facto entmündigt hatte, hätte sich die 
Antragsgegnerin mit der Antragsgegnerin in Verbindung setzten müssen und zumindest 
hätten die angebotenen Informationen hätten, also Diagnose, internationale 
Behandlungsleitlinien den behandelnden ÄrztInnen auf Verdacht vorgelegt werden müssen. 
Darüber hinaus hätte die Möglichkeit bestanden bei den spezialisierten Behandlern eine 
Zweitmeinung einzuholen.
Sodann wäre es den Arztpflichten unterfallen, hier tätig zu werden und dem Erblasser bzw. 
der Antragsgegnerin Massnahmen zu unterbreiten.

7.
Zur deswegen bereits geltend gemachten Erbunwürdigkeit nach § 2339 I BGB: 
Verhinderung lebenswichtiger Behandlung wegen seltener genetischer, komplexer, 
struktureller, systemischer Erkrankung.

In OLG Hamm, Urteil vom 20.02.2018 - 10 U 41/17 (2. LS) war ein Miterbe, der die 
Betreuung des Erblassers übernommen hatte, beschuldigt worden, den Erblasser vorsätzlich
und widerrechtlich getötet zu haben, weil er in den Abbruch einer medizinischen Behandlung
eingewilligt hatte, ohne die Genehmigung des Betreuungsgerichts eingeholt zu haben und 
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ohne dass eine entsprechende wirksame Patientenverfügung vorlag. Ein solcher Vorwurf 
kann aber dann nicht gemacht werden, wenn zwischen dem Betreuer und dem 
behandelnden Arzt Einvernehmen darüber besteht, dass die Nichterteilung der Einwilligung 
in eine ärztliche Maßnahme oder deren Widerruf dem Willen des Betreuten entspricht. 
(Herzog, FamRZ 2019, 249-274- 252).
Unter der Prämisse, dass die Antragsgegnerin schon wegen ehelicher und auch wegen 
betreuerischer Pflichten, da der Erblasser durch ihre Massnahmen de facto entmündigt und 
keinen persönlichen Handlungsspielraum mehr hatte, für die Gesundheitssorge des 
Erblassers verantwortlich war, muss ihr der Vorwurf der vorsätzlichen Tötung gemacht 
werden, da sie die Abklärung einer schweren Grunderkrankung, für den schwer erkrankten 
Erblasser nicht einleitete und damit lebenswichtige Therapiemassnahmen verhinderte.
Anders als hier in OLG Hamm, Urteil vom 20.02.2018 - 10 U 41/17 gab es gerade keine 
Kontrolle durch eine ärztliche Instanz, weil den den ÄrztInnen behandelnden Erblasser diese 
Informationen gerade nicht zugeleitet wurden.
Es wird explizit auch auf 8.1. verwiesen, denn der schwerkranke Erblasser war 
gegenüber der Antragsgegnerin hörig, willenschwach und gar nicht in der Lage ihr 
gegenüber einen eigenen Willen zu äußern. Damit ist es nicht der Willen des 
Erblassers gewesen, der wie die Antragsgegnerin behauptet, sich entschieden habe, 
die Informationen der Antragsstellerin zu dieser seltenen schweren Erkrankung (die er
selber suchte) nicht zu beachten. Dass die Antragsgegnerin im Pflichtteil an keiner 
Stelle die Wahrheit gesagt hat kommt erschwerend hinzu. Es ist ihr an keiner Stelle zu 
glauben.
Zudem muss gesagt werden, dass die Antragsgegnerin von dem Erblasser dergestalt 
profitiert hat, als dass sie sein sämtliches Vermögen abgezogen und ihm auch keinen Zugriff 
auf sein Einkommen mehr gestattet hat. Sie ist auch qua Testament Alleinerbin. Auf ihr 
Betreiben wurde den Kindern des Erblassers Erbe und sogar Pflichtteil/Ergänzungsanspruch
hinterzogen,
In OLG Hamm, Urteil vom 20.02.2018 - 10 U 41/17 wurde festgestellt, dass in diesem Fall 
eine weitere Behandlung nicht lebensverlängernd ist. Hier aber geht es durchaus um 
Massnahmen der Lebensverlängerung und Lebensqualität, richtige Behandlung und 
Vermeidung von Fehlbehandlung, insgesamt um die Verhinderung lebenwichtiger 
Therapiemassnahmen.
Die Beschwerdeführerin verweist noch auf Schriftsatz vom 20.02.2023, S. 54 ff.:
5. 
Anders als die Antragsgegnerin behauptet, war der Erblasser war alles andere als 
optimal versorgt, vielmehr wurde eine lebenswichtige Behandlung verhindert.

Sobald die Patientenakten vorliegen, kann noch genauer dazu Stellung bezogen werden.

Die Antragsgegnerin unterliess die Abklärung einer schweren Erkrankung und damit eine 
fachgerechte medizinische Behandlung. 
Anders liegt die Sache hier zudem auch, da der Erblasser selber davon ausging, dass es 
eine Erbkrankheit in seiner Familie gibt. Eine „schlimme Erkrankung im Kopf oder in der 
Wirbelsäule, die autosomal dominant vererbt wird“(K 55), die Ursache für seine erheblichen 
gesundheitlichen Beschwerden ist, er habe mittlerweile Sprachstörungen, es sei Parkinson 
diagnostiziert worden, es sei eine Chiari-Malformation festgestellt worden (nach seiner 
Meinung Ursache dafür dass er sich schon immer schlecht bewegen kann, letzteres habe 
sich verschlechtert wegen (seiner Meinung nach) Parkinson (K 54).

Die Beschwerdeführerin verweist auf die Pkh Beschwerde vom 21.08.23, S 41, 
insbesondere:

DAS LG BERLIN HAT DEN VORTRAG ZUR ERBUNWÜRDIGKEIT AUS 2339 I 
BGB UND 2078 BGB NICHT GEHÖRT, DENN ES IST AUF DIE SACHLAGE UND 
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ARGUMENTATION DER BESCHWERDEFÜHRERIN ÜBERHAUPT NICHT 
EINGEGANGEN.
DIE ZU DISKUTIERENDE RECHTSFRAGE LAUTET, WENN DER ERBLASSER 
ALLE FINANZIELLEN MITTEL ZUR SICHERUNG SEINER PHYSISCHEN 
EXISTENZ (ALLES GELDVERMÖGEN, KEIN EIGENER ZUGRIFF MEHR AUF 
DAS DEM ZU BEGÜNSTIGENDEN BEREITS SEIT JAHREN ÜBERLASSENE 
EIGENE MONATLICHE EINKOMMEN UND LÖSCHUNG SÄMTLICHER RECHTE 
AUF DER BEREITS AN DIE ZU BEGÜNSTIGENDE PERSON ÜBERLASSENE 
IMMOBILIE, DARUNTER AUCH WOHNRECHT) AN EINE PERSON, DIE 
GEGNERIN ABGEGEBEN HAT, UNTERFÄLLT DIESER DANN DIE 
GESUNDHEITSSORGE DES ERBLASSERS?
UND MUSS SIE ANGEBOTENE INFORMATIONEN ZU EINER SEHR 
WAHRSCHEINLICH DEN ERBLASSER BETREFFENDEN SCHWEREN 
ERKRANKUNG (DIE DIESER SELBER BEI SICH VERMUTETE) NEHMEN UND 
DEN ÄRZTLICHEN BEHANDLERN VORLEGEN?
IST EINE UNTERLASSUNG IM SINNE DES §§ 2078, 2339 I BGB RELEVANT?
OLG Hamm, Urteil vom 20.02.2018 - 10 U 41/17 (2. LS) BEJAHT DASS SICH EIN 
ERBE KÜMMERN MUSS, DER DIE BETREUUNG ÜBERNOMMEN HAT.

BEI VORLIEGEN VON REVISIONSGRÜNDEN (GRUNDSÄTZLICHE 
BEDEUTUNG, RECHTSFORTBILDUNG, EINHEITLICHKEIT) IST PKH ZU 
BEWILLIGEN, AUCH WENN DAS GERICHT ZU UNGUNSTEN ENTSCHEIDEN 
WILL).

KEINE KLÄRUNG SCHWIERIGER RECHTS- UND TATSACHENFRAGEN IM PKH-
VERFAHREN. PKH MUSS BEWILLIGT WERDEN, WENN DER ERFOLG VON 
EINER BEWEISAUFNAHME ABHÄNGT, WENN DIESE ERNSTHAFT IN 
BETRACHT KOMMT.

Die  Beschwerdeführerin hat schon auf die asymmetrischen Machtverhältnisse im 
ehegemeinsamen Testament verwiesen, dass lediglich den Erblasser bindet. Das rein 
finanzielle Interesse der Gegnerin am Erblasser zeigt sich auch an der Tatsache, dass der 
Erblasser sie versorgen sollte, aber sie kein Interesse an der Versorgung des Erblassers 
hatte. Der Mitkommanditist, in Person des ehemaligen Geschäftsführers, Dr. Beck hatte bei 
ihr nachgefragt und wurde von der Gegnerin mit ihrer Standard Antwort, der Erblasser habe 
kein Interesse- warum bei der Todesregelung der Gegnerin als Geschäftsführerin, nicht der 
Erblasser versorgt werden sollte, sondern nur die Herkunftsfamilie der Gegnerin- die 
Versorgung des Erblassers lag ihr eben nicht am Herzen, sondern lediglich, dass der 
Erblasser sie versorgte (K 73 doppelt vergeben, Schriftsatz vom 10.07.23, Beweis:  
Eidesstattliche Versicherung der Beschwerdeführerin zum Gespräch mit Dr. Beck vom 
10.07.23; Zeugenbeweis:  Dr. Beck, ehemaliger Geschäftsführer, zu laden über IKA 
Innovative Kunststoffaufbereitung GmbH & Co.KG, Filmstraße 4, 06766 Bitterfeld-Wolfen).

Noch ein Wort:
Die Diskussion zur Testierfreiheit und Gesundheitssorge, wenn jemand zuvor dem 
Betroffenen alle Mittel zur Sicherung seiner physischen Existenz abgenommen hat, ist nötig.
Es geht darum vulnerable Personen, sei es wegen Alter oder schwerer Krankheit, zu 
schützen, dass ihnen alles abgenommen wird und keine Pflichten daraus erwachsen. 
Sicherung vor Ausplünderung und Sicherung der Gesundheitssorge kann anderweitig nicht 
garantiert werden. Zumal die betreuungsrechtlichen Schutzvorschriften hier nicht greifen.
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Die Kammer mag ja gegenüber den Belangen der Beschwerdeführerin als arme Person 
negativ eingestellt sein. Sie sollte aber bedenken, dass auch die Person des Erblasser 
höchst vulnerabel war, den sie hier der Gegnerin ausliefert, indem sie nicht in einem 
ordentlichen Verfahren prüfen mag. Damit legitimiert sie eine solche Behandlung gegenüber 
vulnerablen Personen mit denen weiterhin so verfahren werden kann, bis jemand die 
finanziellen Mittel und genügend medizinischen Sachverstand aufbringt, dagegen 
vorzugehen. Schwerkranke in Deutschland  auch heute nicht der Mühe wert?

Zu 6.Die Beschwerdeführerin befindet sich in einer existenziellen 
Notlage.

Die Beschwerdeführerin hat das Ehler-Danlos-Syndrom (K 39 Beweis:  Diagnose vom 
27.01.2020).

Dies ist eine Seltene Erkrankung ( K 57 Beweis:  Ausdruck aus Orpha.net, ORPHA:98249).

Der Ethikrat beschreibt die schlechte Versorgungslage von durch seltene Krankheiten 
Betroffenen, die mangelhafte Kenntnis der Behandler und die daraus resultierende lange 
Dauer bis zur korrekten Diagnosestellung:

„Strukturelle, medizinische und ökonomische Gründe erschweren in einem auf die großen 
Volkskrankheiten ausgerichteten Gesundheitswesen sowohl die medizinische Versorgung 
der Betroffenen als auch die Forschung zur Verbesserung von Diagnose und Therapie. Der 
Diagnose geht häufig eine jahrelange Odyssee der Erkrankten voraus, und nicht selten 
hängt die richtige Diagnose davon ab, dass man zufällig an den richtigen Arzt gerät. … Der 
schlechte Zugang zu unterstützenden Ressourcen als Folge der strukturellen Ausrichtung 
des Gesundheitswesens auf häufige Erkrankungen und insbesondere die großen 
Volkskrankheiten zu ihrer Vulnerabilität bei. Ebenso wie andere vulnerable Gruppen sind 
Menschen mit seltenen Erkrankungen aufgrund ihrer marginalisierten Position in der Gefahr, 
dass ihre Belastungen nicht angemessen kompensiert und ihre Interessen nicht ausreichend
wahrgenommen werden. Neben den allgemeinen ethischen Prinzipien des Respekts vor der 
Selbstbestimmung, der Wohltätigkeit und Schadensvermeidung ist in ihrem Fall auch das 
Prinzip der Gerechtigkeit, verstanden als Befähigungs- sowie Verteilungsgerechtigkeit, von 
großer Bedeutung.“ (Deutscher Ethikrat, Herausforderung im Umgang mit seltenen 
Krankheiten, 2018, S. 2).

Sowie:
Unzureichende Ausbildung im Medizin-Studium, was seltene Krankheiten betrifft. (S. 3)
(K 58 Beweis:  Deutscher Ethikrat, Herausforderung im Umgang mit seltenen Krankheiten
2018)

Die Beschwerdeführerin hat am 10.07.23 auf ihre existenzielle Notlage verwiesen:

b)
Personen mit einer Seltenen Erkrankungen sind u.A. mit einer schlechten 
Versorgungslage, auch schlechten medizinischen Versorgung und mangelhaften 
Kenntnis der Behandler konfrontiert.
Diese Situation beschreibt auch EURORDIS, eine europäische Nicht-
Regierungsorganisation in Frankreich, die u.A. von der Europäischen Kommission finanziert 
wird (https://www.eurordis.org/). In deren Flyer „Advocating for equity“ heißt es dazu: Wie 
kann Gleichheit in der Versorgung erreicht werden? Der Zugang muss gleich gestellt 
werden. 
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Der diesjährige Tags der Seltenen Erkankungen wurde unter dem Motto “Equity for people 
living with a rare disease” begangen, u.A. wird gefordert, gleichen Zugang zur Versorgung zu
ermöglichen, denn die Betroffenen sind mit Ungleichheit bezüglich der Zugänge zu Diagnose
und Behandlung konfrontiert:

"Everyone deserves equitable opportunities and access to health care. But for those of us 
with a rare disease, we are more likely to face misdiagnosis, treatment inequality and 
isolation! This rare diesease day light up in solidarity with over 300 million people living with a
rare condition." (aus dem Videospot unter rarediseaseday.org)
(K 0-9 Beweis: Flyer „Advocating for equity)

c) 
Das Ehlers-Danlos-Syndrom ist gekennzeichnet durch:  schwere Erkrankung, viele 
Komorbiditäten. Die Betroffenen haben idR keinen gleichen Zugang zum 
Gesundheitssystem und werden nicht richtig behandelt. 

Betroffene sind multimorbide und haben eine hohe Krankheitslast, “common health issues 
associated with this group of high morbidity, high disease burden conditions.” 

Es ist eine der am meisten missverstandene und unterdiagnostizierte Erkrankung der 
Geschichte.

„The Ehlers-Danlos National Foundation (EDNF) filled a deep void for patients living with one
of the most misunderstood and underdiagnosed syndromes in history.” (ebd., S. 425)
Die Ehlers-Danlos National Foundation (EDNF) füllte eine tiefe Lücke für Patienten, die mit 
einem der am meisten missverstandenen und unterdiagnostizierten Syndrome der 
Geschichte leben.

Die Betroffenen erleben eine ungleiche Qualität und Ungleichheit nicht nur im 
Gesundheitsbereich, sondern in allen Lebensbereichen, auch was die ökonomische Situation
betrifft.

“In January 2019, the Ehlers-Danlos Society launched a new campaign called “Breaking 
Down Barriers” (TEDS, 2021a, 2021b, 2021c, 2021d). Disparities in healthcare are very real 
and we are committed to dismantling inequality and inequity as we continue to strive in our 
mission to give hope to and improve the lives of people affected by EDS and HSD. We 
recognize our community’s experiences of inequality when it comes to race, gender, 
sexuality, age, body shape, mental health, disability, economic situation, and other diversity 
factors and we desire to use our platforms to highlight these narratives. Many around the 
world face a diagnostic odyssey: years, sometimes life-times, fighting for recognition, 
diagnosis, and care. The Ehlers-Danlos Society is working toward a time when geography 
and wealth no longer determine your quality of life and Breaking Down Barriers is one 
example of this.” 
Im Januar 2019 startete die Ehlers-Danlos-Gesellschaft eine neue Kampagne mit dem Titel 
"Breaking Down Barriers" (TEDS, 2021a, 2021b, 2021c, 2021d). Ungleichheiten im 
Gesundheitswesen sind sehr real, und wir setzen uns dafür ein, Ungleichheit und 
Ungleichheit abzubauen, während wir uns weiterhin um unsere Bemühungen bemühen, 
Mission, um Menschen, die von EDS und HSD betroffen sind, Hoffnung zu geben und das 
Leben von Menschen zu verbessern. Wir erkennen die Ungleichheitserfahrungen unserer 
Gemeinschaft in Bezug auf Rasse, Geschlecht, Sexualität, Alter, Körperform, psychische 
Gesundheit, Behinderung, wirtschaftliche Situation und andere Diversitätsfaktoren an und 
möchten unsere Plattformen nutzen, um diese Narrative hervorzuheben. Viele Menschen auf
der ganzen Welt stehen vor einer diagnostischen Odyssee: Jahre, manchmal Lebenszeiten, 
im Kampf um Anerkennung, Diagnose und Versorgung. Die Ehlers-Danlos-Gesellschaft 
arbeitet auf eine Zeit hin, in der Geografie und Wohlstand nicht mehr über ihre 
Lebensqualität bestimmen, und Breaking Down Barriers ist ein Beispiel dafür.
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(K 0-10 Beweis: The power of patient-led global collaboration, Bloom et al., in: American 
Journal of medical Genetics, Volume 187C Number 4 December 2021, Special Issue: 
Ehlers-Danlos syndromes, Hypermobility Spectrum Disorders, and Associated Co-
Morbidities, S. 425-428, S. 425)

d)
Die Antragstellerin ist daher gezwungen, sich selber fachmedizinisch kundig zu 
machen. Sie ist wegen der Schwere und wegen des Ausmasses der Grunderkrankung 
unbedingt auf die richtige Behandlung angewiesen und muss diese sich nötigenfalls 
selber beschaffen, weil das Gesundheitssystem aus den o.g. Gründen ausfällt.

Arztseits werden der Antragstellerin mittlerweile sehr gute Kenntnisse bestätigt. Im Rahmen 
des Gerichtsverfahrens zum Schwerbehindertenausweis Merkmal G erging am 17.03.21 ein 
Gutachten, das sogar gegnerseits bestätigt, dass sie sehr gut über die Erkrankung informiert 
ist. Das völlig unzureichende Gutachten, das die Symptome auf die Psychoebene 
abschieben wollte, wurde im Verfahren durch Vorlage eines Privatgutachtens einer auf die 
Erkrankung spezialisierten Ärztin widerlegt und daraufhin ein Anerkenntnis abgegeben. 
Diese Missachtung erfahren Betroffene im übrigen oft- sie erhalten nicht, wie oben von 
Betroffenen-Vertretungen festgestellt, den gleichen Zugang zur Versorgung.
(K 0-11 Beweis: Gutachten und Anerkenntnis des Lageso)

e)
Seit November 2022 hat sich der gesundheitliche Zustand deutlich weiter 
verschlechtert. Der Antragstellerin wurde aus eigener Recherche und Lesen der 
Fachstudien bekannt, dass das stark fortgeschrittene Glaukom an einem veränderten 
interkraniellem Druck (ICP) liegen kann und dass bei ihrer Grunderkrankung (EDS) der
interkranielle Druck verändert sein kann. Ein niedriger ICP kann von einem 
cerebrospinalem leak (CSF leak) verursacht werden. Die Verletzungsgefahr ist bei der 
der Grunderkrankung wegen instabilem Bindegewebe viel höher als bei normalen 
Menschen. Abklärungen sind wegen Erblindungsgefahr schnell einzuleiten.

Dies bestätigen die beiden ausführlichen Atteste des Hausarztes zur 
Verhandlungsunfähigkeit vom 28.11.22 und vom 06.03.23. Hier manifestierten sich auch die 
Augenprobleme
(K 0-12 Beweis: hausärztliche Atteste)

Schon am 22.07.22 war eine deutliche Verschlechterung des Glaukoms festzustellen.
(K 0-15 Beweis: Perimetrie der Augenklinik Mainz, je dunkler die Einfärbung desto höher der
Gesichtsfeldausfall, bei Schwarz werden keine Signale mehr wahrgenommen)

Daher wurden bei der DAK verschiedene Anträge gestellt. (Anbei der erste)
(K 0-16 Beweis: Anschreiben und Antrag (hier ohne Befunde))

Ärztliche Atteste bestätigen diesen dauerhaften Mehrbedarf, Ernährung, Medikation, 
Bekleidung, Heizung/Haushaltsenergie
(K 0-5 Beweis: Attest Hausarzt vom 08.09.21 und vom 21.06.23 , Attest Neurologie vom 
17.09.21, Attest Orthopädie vom 21.09.21)

Die Antragstellerin hat Schulden, im Moment konnte die Rückzahlung noch hinausgezögert 
werden und zwar wegen Sehhilfen, (160€ u. 540€) und Waschmaschine (179€ u. 358€), 
sodann für die Reise nach München (300€, mündliche Vereinbarung).
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(K 0-4 Beweis: Kreditverträge)

f)
Die Antragstellerin bekommt bis September eine niedrige Erwerbsminderungsrente in Höhe 
von 380,93€ und ergänzend Sozialhilfe (siehe PKH Antrag). Dies wird auch weiter so sein, 
weil die Eurente verlängert wurde (siehe ebd.).

Ohnehin beklagen NGOs regelemässig, dass hier berechnete Regelleistung unzureichend. 
So erklärte der Paritätische Wohlfahrtsverband, das auch das Bürgergeld nicht armutsfest ist
und aktuell min. 725€ statt 502€ für einen Erwachsenen betragen müsste (https://www.der-
paritaetische.de/alle-meldungen/buergergeld-zu-niedrig-paritaetischer-fordert-armutsfesten-
regelsatz-von-725-euro/)
Es wird darauf hingewiesen, dass der Normbedarf des Existenzsicherungsrechts nicht die 
wegen Krankheit vorliegenden erheblichen Mehrbedarfe abdeckt, diese fallen aber sofort an.
Es besteht aber auch im Krankenversicherungsrecht Unterversorgung wegen seltener 
genetischer systemischer Erkrankung, weil dort die Behandlung von seltenen Erkrankungen 
erst im Klageverfahren bewilligt wird. Leider fällt der Bedarf sofort an. Man hat an den 
Untergerichten nicht auf dem Schirm, dass die Nichtbehandlung mittelfristig zu massiven 
gesundheitlichen Schädigungen führt- und das BSG bereits andere Parameter bei Seltenen 
Erkrankungen aufgestellt hat (BSG, Urteil vom 19. 10. 2004 – B 1 KR 27/02 R 
(lexetius.com/2004,3714)). Es muss also wieder einmal erst die Rechtslage erklagt werden.

Ausweislich der Übersicht sind u.A. folgende Klagen im Existenzsicherungsrecht und 
Krankenversicherungsrecht am Sozialgericht anhängig, vor der Berentung wurde wegen 
Krankheit Hartz IV bezogen:

GEGEN JOBCENTER u.A.
LSG L AS 1456/19 Mehrbedarf Ernährung

  
S 10 AS 5251/20 u.A.
a) wegen Krankheit den Mehrbedarf für Nahrungsmittel min. i. H. v. 42 % des monatlichen 
Regelsatzes zu bezahlen;
c) wegen Krankheit den Mehrbedarf für Bekleidung, Schuhe min. i. H. v. 6,75 % des 
monatlichen Regelsatzes zu bezahlen;
d) wegen Krankheit den Mehrbedarf für Hausrat min. i. H. v. 12,5 % des monatlichen 
Regelsatzes zu bezahlen;
e) wegen Krankheit den Mehrbedarf für Mobilität. i. H. v. 7% des monatlichen Regelsatzes zu
bezahlen;
f) wegen Krankheit den Mehrbedarf für Gesundheitsbedarf
h) für die dezentrale Warmwasserversorgung jährlich einen Verbrauch von 700 kWh zu 
übernehmen;
i) die realen jährlichen Kosten für Strom und Heizen mit Strom zu übernehmen

S 103 AS 9076/20 u.A.
a) den Kredit für eine Waschmaschine in Höhe von 537,00 € zu übernehmen und die 
Rückzahlung wegen der hohen anderweitigen Belastungen der Klägerin auszusetzen;
b) die Kosten für den Eigenanteil für Sehhilfen (Brille, Kontaktlinsen) zu übernehmen;

S 154 AS 6403/21 u.A.
a) wegen Krankheit den Mehrbedarf für Nahrungsmittel min. i. H. v. 52 % des monatlichen 
Regelsatzes zu bezahlen;
b) f) wegen Krankheit den Mehrbedarf für Gesundheitsbedarf, weitere nötige 
Nahrungsergänzungsmittel, Medikation und Produkte der Gesundheitspflege nach Antrag zu 
übernehmen;

38



S 130 AS 3715/ 21 ER
1. die Heizkosten zu übernehmen: 
Gas 31,10 € mtl. Strom 20,55 € mtl., hier auch rückwirkend für Bezugszeitraum 01/12/20-
31/05/21 GAS WURDE UEBERNOMMEN
2. die Mitgliedbeiträge des Mietervereins, wie ab Januar 2019 beantragt, zu übernehmen, bis
dato 108,00 € und zukünftig 4,50 € mtl.. ÜBERNOMMEN 108 REST NUR ANGEKÜNDIGT
3. die Mieterhöhung ab Juni in Höhe von 34,60 € mtl.  und die Nachforderung in Höhe von 
204,60 € fällig am 01.06.21, zu übernehmen. WURDE ÜBERNOMMEN

KLAGEN GEGEN SOZIALAMT
S 70 SO 1611 /21 ER Eingestellte Sozialhilfe (nach Antrag Brennstoffbeihilfe eingestellt) und
Zahlung Heizkosten
S 184 SO 1415/22 ER Eingestellte Sozialhilfe (nach Antrag Brennstoffbeihilfe eingestellt) 
und Zahlung Heizkosten
S 88 SO 926/23 ER Zahlung Heizkosten

S 70 SO 1718/21 Rückzahlung Darlehen wegen Rentenzahlung zum Monatsende (sog. 
Erstrentenproblem, bestehend seit 2004 mit Zahlung Rente am Monatsende)

S 145 SO 356/22 Finanzierung Brillengestell Ausfallbürge
Noch folgende Mehrbedarfsanträge anhängig:
Ernährung, Medikation, Bekleidung/Schuhe (wegen empfindlichem Bindegewebe, keine 
Kälte/Wärmeregulation (Schwitzen wegen Dysautonomie, Folge Gendefekt Bindegewebe, 
nur bestimmte Stoffe, keine Gummizüge, Schnallen etc.), Innenausstattung, Haushaltsgeräte
und andere Gegenstände (wegen Behinderung werden mehr technische Haushaltsgeräte 
benötigt)

KLAGEN GEGEN DAK
S 122 KR 695/21 Übernahme Biocarn, PEA

S 122 KR 1112/21 Übernahme Sehhilfen abzgl. Zuschuss

S 122 KR 649/21 Abklärung CMD/TMD Dysfkt

S 122 KR 1626/21 Übernahme Upright MRT, OCT

Schon bei Antrag auf Übernahme Upright MRT am 30.09.2020 wurde erklärt, dass bei dem 
Vater der Antragstellerin die mit EDS einhergehende Komorbidität Chiari Malformation 
vorgelegen hat (Teile des Kleinhirns rutschen in den Spinalkanal) und dass es daher besser 
wäre eine solche Untersuchung durchzuführen, um zu sehen, ob Veränderungen im Hirn 
vorliegen. 3 Jahre später ist klar, es wäre sehr gut, diese Abklärung zu haben.

Dies wird von der Beschwerdeführerin aktuell noch einmal eidesstattlich versichert.

Beweis: Eidesstattliche Versicherung vom 27.12.23, K 106

Die Beschwerdeführerin ist daher auf die Realisierung ihrer erbrechtlichen Ansprüche 
angewiesen und macht überdies als vulnerable Person auf die Probleme und 
Schutzbedürftigkeit vulnerabler Personen aufmerksam.

7. Zu den Gründen der beantragten Belegsicherung
Im Beschluss vom 25.07.23 wird in den Ablehnungsgründen der Betrug, ein wesentlicher 
Vortrag, überhaupt nicht verarbeitet.
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Auch zuletzt, im Beschluss vom 06.12.23 wird nicht darauf eingegangen, sondern pauschal 
behauptet die Beweisangebote seien Vermutungen und daher sei nicht weiter darauf 
einzugehen. Es bestünden keine ernsthaften Zweifel,

Es erstaunt die Rechtsauffassung der 80. Kammer:

es ist völlig unschädlich, Betrug anzukündigen;
die hohen Renteneinkommen und Geldvermögen zu Lebzeiten verschwinden zu lassen, der 
Erblasser hatte diese jedenfalls seit Feb 2012 nicht mehr in Besitz und auch keinen Zugriff, 
da er ja gar keinen Kontenzugang mehr hatte.

Es muss hier nicht in einem ordentlichen Hauptverfahren geprüft werden.
Arme müssen sich betrügen lassen. Sie haben keinen Anspruch auf Teilhabe am 
Rechtssystem.
Wie soll sich das in das hiesige Normsystem integrieren?

Auskünfte ohne Belege funktionieren nur, wenn § 242 BGB, das Grundprinzip von Treu und 
Glauben akzeptiert wird. Eine solche Akzeptanz ist bei der aus Indien kommenden Gegnerin 
aber nicht festzustellen. Bei ihrem, nach Austritt des Erblassers, eingetretenen 
Mitkommanditisten, hat sie wegen unwahrer Angaben einen Schaden von über 2 Mio € 
verursachte (K 73 Beweis: Eidesstattliche Versicherung der Antragstellerin zum Gespräch 
mit Dr. Beck vom 10.07.23 (Doppelt vergeben, hier Schriftsatz vom 10.07.23; 
Zeugenbeweis:  Dr. Beck, zu laden über IKA Innovative Kunststoffaufbereitung GmbH & 
Co.KG, Filmstraße 4, 06766 Bitterfeld-Wolfen)

Nach alledem bestehen erhebliche und berechtige Zweifel an den Behauptungen der 
Gegnerin, die auch niemals mit einem einzigen Beweisangebot belegt sind. Jedoch stützt 
sich die Kammer nur auf diese.

Die Kammer lehnt aber de facto schon eine Beweisaufnahme ab, indem sie erklärt, dass 
seien Vermutungen. Die substantiierten Beweisangebote der Beschwerdeführerin zu ihrem 
Vortrag sind nach Meinung der Kammer „Vermutungen“, die keine Pkh rechtfertigen.

Diese sind:
Rentenbescheide und Gehaltsbescheinigungen des Erblassers, Schreiben der DRV, 
Bausparversicherern, Belege aus Scheidungsakten des Erblassers, notarielle Urkunden von 
Dritten, ihre eigenen eidesstattlichen Versicherungen zu Gesprächen mit Dritten zum 
Einkommen und Geldvermögen, Arbeitsleistungen des Erblassers nach seiner Berentung, 
Aufträge an seine Firma nach seiner Berentung, Grundbuchauszüge, Aussagen von Zeugen 
zu Aussagen des Erblassers zum geplanten erbrechtlichen Betrug an der 
Beschwerdeführerin, die der Beschwerdeführerin zeitnah zugingen, sowie Aussagen von 
Zeugen zu den eigenen Angaben des Erblassers zu seinem Gesundheitszustand, die der 
Beschwerdeführerin zeitnah zugegangen sind, die Benennung sämtlicher Zeugen zu allen 
Schriftstücken, fachmedizinische Artikel zu den Auswirkungen dieser Erkrankungen auf die 
Testierfähigkeit des Erblassers und zuletzt Tatsachen, die Gegnerin selber geschaffen hat, 
indem sie dem Erblasser alle Mittel zur Sicherung seiner physischen Existenz abnahm und 
dann das Testament aufsetzte. Es wäre durchaus möglich gewesen, dem Erblasser 
Einkommen und Geldvermögen und Wohnrecht zu lassen und testieren zu lassen. Allerdings
wäre dann kein Betrug möglich gewesen und die Gegnerin hätte nur 75% des aus mehreren 
Millionen bestehenden Vermögen des Erblassers bekommen, augenscheinlich hat ihr die 
gesetzliche Regelung nicht gepasst, Die Beschwerdeführerin weist noch einmal daraufhin, 
dass die Gegnerin außer der mit konstruierten Zahlungen belegten Immobilie keine 
Geschenke angibt. Sie vollzieht damit den Betrug.
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Die Kammer verunmöglicht ein ordentliches Gerichtsverfahren, da die Sicherung der Belege 
auch hilfsweise bei einem Sequester abgelehnt wird, die nötig ist, um Rechte und Ansprüche
der Beschwerdeführerin zu sichern, damit im Hauptverfahren die Frage diskutiert werden 
kann, ob bei Betrug vorliegt und ob bei Betrug Belege vorzulegen sind.

Augenscheinlich möchte sich die Kammer gar nicht mit dem Betrug beschäftigen, der hier 
und das ist das Schöne, deutlich und beweisbar zu Tage tritt. Wiewohl seit Jahren in 
Fachzeitschriften und auch von der BRAK moniert wurde, dass diese Vorkommnisse kein 
Einzelfall sind (wenn man der Gegnerin auch eine noch nicht vorgekommene Gründlichkeit 
bescheinigen muss, idR verschwinden nur Teile, aber nicht alles) deswegen kein faires 
Verfahren im Erbrecht möglich ist und die Grundrechte der Betroffenen eben nicht geschützt 
werden.

Ausweislich OLG Frankfurt NJW-RR1993,1483,1485; BGH NJW1973,1876,1878; OLG 
Düsseldorf FamRZ 1995, 1236; DER AUSKUNFTSPFLICHTIGE MUSS ERKLÄREN, 
WENN GRÖSSERES VERMÖGEN VERSCHWUNDEN IST, DER ERBLASSER 
PFLICHTTEILSVERKÜRZENDE SCHENKUNGEN PLANTE, AN DEN ÜBERLEBENDEN 
EHEGATTEN BEDEUTENDE GESCHENKE GEMACHT WURDEN; DIE FINANZIELLEN 
VERHÄLTNISSE DER EHEPARTNER SCHWER DURCHSCHAUBAR SIND.

Die Auskunftsstufe ist daher noch nicht beendet.

ES WURDE NICHT GERICHTLICH ENTSCHIEDEN WIE BEI BETRUG ZU VERFAHREN 
IST. OLG München Urt v. 23.08.2021 – 33 U 325/21 ERKLÄRT, DASS ES SITUATIONEN 
GEBEN KANN; WO ES ZU EINER BELEGVORLAGE KOMMEN KANN: EINE SOLCHE 
SITUATION IST HIER GEGEBEN. HIERZU IST ALSO EINE RECHTSDISKUSSION ZU 
FÜHREN (REVISIONSGRÜNDE: GRUNDSÄTZLICHE BEDEUTUNG UND 
RECHTSFORTBILDUNG).

Die Kammer setzt sich auch mit der Rechtslage zur Sachlage nicht auseinander. 
Augenscheinlich liegen die Angelegenheiten der Gegnerin so sehr am Herzen, dass der 
umfassenden Vortrag und die substantiierten Beweisangebote dazu verschwiegen werden 
müssen.

Die Beschwerdeführerin verweist auf ihre Pkh Beschwerde vom 21.08.23 S. 17 ff.,  
insbesondere:

PKH IST AUCH IN SACHEN KONTENAUSZÜGE ZU BEWILLIGEN, DA OBERGERICHTE 
ENTSCHIEDEN HABEN, DASS KONTENAUSZÜGE ZU BESORGEN SIND UND 
ZUWENDUNGSEMPFÄNGER ZU ERMITTELN SIND, WENN DER ERBLASSER EIN 
HOHES EINKOMMEN/RENTE HATTE UND ER DAVON GESCHENKE GEMACHT HABEN
KÖNNTE.

OB AUCH DER ERBE EIGENE KONTENAUSZÜGE BESORGEN UND GESCHENKE ZU 
ERMITTELN HAT, WENN ER SICH DAS HOHE MONATLICHE EINKOMMEN DES 
ERBLASSERS AUF SEINE EIGENEN KONTEN HAT ANWEISEN LASSEN, IST EINE 
UNGEKLÄRTE RECHTSFRAGE UND AUCH INSOFERN PKH ZU BEWILLIGEN.
Besteht der Verdacht, dass der Erblasser im maßgeblichen Zeitraum von seinem Bankkonto 
oder seinem Depot schenkungsweise an Dritte gemacht hat, so ist der Erbe verpflichtet von 
seinem Auskunftsrecht gegenüber der Bank zu machen, um eventuelle 
Zuwendungsempfänger zu ermitteln (OLG Stuttgart Beschl. v. 26.01.2016 – 19 W 78/15).

Dergleichen: Auch bezüglich Kontenüberprüfungspflicht (FamRZ 18, 69; Lange ZEV 20, 253;
BVerfG  FamRZ 16, 1141 bei mtl. Einkommen Erblasser über 1720€).
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Lebzeitige Vermögensübertragungen müssen aufgeklärt werden. Immer dann, wenn der 
Erblasser bereits zu Lebzeiten Vermögen auf Dritte übertragen hat und eine Gegenleistung 
für diese Transaktionen nicht klar ist, müssen Pflichtteilsberechtigter und nachfolgend auch 
die Gerichte genauer hinsehen. Im Einzelfall geht es immer um die Frage, ob 
Vermögensverschiebungen stattgefunden haben und ob in diesen Verschiebungen
gegebenenfalls Schenkungen zu sehen sind, die sich auf den Pflichtteil erhöhend auswirken

SODANN HAT DIE BESCHWERDEFÜHRERIN DEN ANSPRUCH AUF DIE BANKBELEGE
DER GEGNERIN AUCH NICHT, WIE DAS LG BERLIN MEINT, AUS DER 
ZUGEWINNGEMEINSCHAFT BEZOGEN, SONDERN SIE HAT KLAR ERKLÄRT, DASS 
DIESER ANSPRUCH SICH AUF BRUCHTEILSGEMEINSCHAFT BEZIEHT. EINE 
MITBERECHTIGUNG AM FREMDEN KONTO VORLIEGT, WEIL DIE GEGNERIN DIE 
MONATLICHEN EINKÜNFTE UND SPARGUTHABEN DES ERBLASSERS AUF IHRE 
EIGENEN KONTEN ANWEISEN LIESS.

DAS OLG SCHLESWIG UND DER BGH HABEN BEREITS ENTSCHIEDEN, DASS 
DURCH SOLCH KONKLUDENTES VERHALTEN EINE GEMEINSCHAFTLICHE 
BERECHTIGUNG VORLIEGT- WOMIT AUCH SO PKH ZU BEWILLIGEN IST.

BEI VORLIEGEN VON REVISIONSGRÜNDEN (GRUNDSÄTZLICHE BEDEUTUNG, 
RECHTSFORTBILDUNG, EINHEITLICHKEIT) IST PKH ZU BEWILLIGEN, AUCH WENN 
DAS GERICHT ZU UNGUNSTEN ENTSCHEIDEN WILL).

„Ein Konto kann auch zum Nachlass gehören, wenn es auf den Namen eines anderen lautet.
Häufig ist der andere der Ehegatte oder Lebensgefährte des Erblassers. In diesem Fall kann 
eine sogenannte Bruchteilsgemeinschaft bestehen. Diese kann sogar durch schlüssiges 
Verhalten vereinbart werden. Vorliegend ging die Rente des Erblassers auf das Konto von 
Dave, Trupti und davon wurden die gemeinsamen Lebenshaltungskosten bestritten, darunter
auch die Kosten der Immobilie Wetzbach 34, später Amberbaumallee 51 (OLG Schleswig, 
Urt. v. 17.11.2015 - 3 U 30/15, BeckRS 2016, 00502, Rn. 17).

Ausweislich BGH, Urteil vom 11.09.2002 - XII ZR 9/01, Ehegatten können aber -auch 
stillschweigend -eine Bruchteilsberechtigung des Ehegatten, der nicht Kontoinhaber ist, an 
der Kontoforderung vereinbaren. Unter welchen Voraussetzungen eine solche konkludente 
Vereinbarung anzunehmen ist, hängt von den Umständen des Einzelfalls ab. Die Anzeichen 
für eine konkludent vereinbarte Bruchteilsgemeinschaft ist die Tatsache, dass alle 
monatlichen Einkünfte des Erblassers auf die Konten der Gegnerin flossen. Von einer 
Alleininhaberschaft kann daher nicht ausgegangen werden, es liegt eine gemeinschaftliche 
Berechtigung vor.

Beschluss des LG vom 06.12.23
Seite 3
Unter Absatz 3 wiederholt die Kammer des LG wieder:
„Ein Anspruch auf Vorlage von Kontoauszügen hinsichtlich der Konten der Antragsgegnerin 
ist in § 2314 nicht vorgesehen. Dass die Antragsgegnerin ein gemeinsames Konto mit dem 
Erblasser geführt hat, ergibt sich aus dem Nachlassverzeichnis nicht und lässt sich auch 
nicht aus dem Umstand herleiten, dass die Eheleute in Zugewinngemeinschaft lebten. Bei 
der Zugewinngemeinschaft bleiben die Vermögensmassen der Eheleute getrennt,§ 1363 
Abs. 2, Satz 1 BGB." Diese Ausführungen gelten auch für die ergänzend gestellten PKH-
Anträge im Schriftsatz vom 10.07.2023.“

Es ist nicht nötig, dass ein gemeinsames Konto geführt wird.
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Die Beschwerdeführerin verweist auf ihre Pkh Beschwerde vom 21.08.23, S. 17, 
insbesondere:

„Ein Konto kann auch zum Nachlass gehören, wenn es auf den Namen eines anderen lautet.
Häufig ist der andere der Ehegatte oder Lebensgefährte des Erblassers. In diesem Fall kann 
eine sogenannte Bruchteilsgemeinschaft bestehen. Diese kann sogar durch schlüssiges 
Verhalten vereinbart werden. Vorliegend ging die Rente des Erblassers auf das Konto von 
Dave, Trupti und davon wurden die gemeinsamen Lebenshaltungskosten bestritten, darunter
auch die Kosten der Immobilie Wetzbach 34, später Amberbaumallee 51 (OLG Schleswig, 
Urt. v. 17.11.2015 - 3 U 30/15, BeckRS 2016, 00502, Rn. 17). Da Gütergemeinschaft 
bestand und  die letzten Jahre die Erbin auch das Renteneinkommen des Erblassers 
verwaltete und vermutlich die ehegemeinsamen Ausgaben vom Erblasser bestritten und 
untrennbar miteinander  verquickt sind, wird auch die Vorlage von Bankunterlagen (z.B. Zins-
Saldenbescheinigungen) min. 10 Jahre zurück des Kontos der Erbin gefordert.“

Auf diese Argumentation ist die Kammer des LG Berlin überhaupt nicht eingegangen, 
sondern hat pauschal erklärt, bei einer Zugewinngemeinschaft blieben die 
Vermögensmassen getrennt. Hier geht es nicht um die Vermögen, sondern um die Tatsache,
dass die Gegnerin die monatlichen Einkommen des Erblassers auf ihre Konten anweisen 
lies, der Erblasser die Kisten der gemeinsamen Lebenshaltung bestritt und die finanziellen 
Verhältnisse der Ehepartner untrennbar miteinander verquickt und aufgrund zahlreicher 
Transaktionen schwer durchschaubar sind (OLG Frankfurt NJW-RR1993,1483,1485).

Nichts anderes ergibt sich aus der steuerrechtlichen Bewertung:
„a. Ehegatten können zivilrechtlich und auch stillschweigend eine Bruchteilsberechtigung des
Ehegatten, der nicht Kontoinhaber ist, an der Kontoforderung vereinbaren (BGH-Urteil vom 
11.09.2002 XII ZR 9/01, NJW 2002, 3702; Brandenburgisches Oberlandesgericht Urteil vom 
07.09.2010 10 UF 15/10, FamRZ 2011, 114; Troll/Gebel/Jülicher, ErbStG, § 10 Rn. 24). 
Unter welchen Voraussetzungen eine solche konkludente Vereinbarung anzunehmen ist, 
hängt nach der Rechtsprechung des BGH von den Umständen des Einzelfalles ab (BGH-
Urteil vom 11.09.2002 XII ZR 9/01, NJW 2002, 3702). Leisten etwa beide Ehegatten 
Einzahlungen und besteht Einvernehmen, dass die Ersparnisse beiden zugute kommen 
sollen, steht ihnen die Forderung gegen die Bank im Innenverhältnis im Zweifel zu gleichen 
Anteilen gemäß §§ 741 ff. BGB zu (BGH-Urteil vom 19.04.2000 XII ZR 62/98, NJW 2000, 
2347; BGH-Urteil vom 11.09.2002 XII ZR 9/01, NJW 2002, 3702). Nur der im Innenverhältnis
auf den übertragenden Ehegatten entfallende hälftige Anteil kann dann 
Schenkungsgegenstand sein (Troll/Gebel/Jülicher, ErbStG, § 10 Rn. 24).

b. Nach der Rechtsprechung des BFH zum Oder-Konto (BFH-Urteil vom 23.11.2011 II R 
33/10, BStBl. II 2012, 473 m.w.N. zu § 430 BGB) kann hinsichtlich der Gestaltung des 
Innenverhältnisses während einer intakten Ehe einer übereinstimmenden Darstellung durch 
die Eheleute regelmäßig gefolgt werden, wenn nicht objektive Anhaltspunkte vorliegen, die 
Zweifel an der Richtigkeit der Darstellung begründen. Fehlen dagegen schriftliche oder 
mündliche Vereinbarungen der Eheleute über das Innenverhältnis, ist dieses vornehmlich 
aus dem Verhalten der Eheleute zu erschließen. Maßgeblich ist, wie die Eheleute das Konto 
tatsächlich handhaben, und damit auch nach der Rechtsprechung des BFH letztlich die 
Gesamtwürdigung aller Umstände des Einzelfalles.“ (FG Nürnberg, Urteil vom 15.05.2014 - 4
K 1390/11, openJur 2014, 16879)

Daher sind alle Anträge auf einstweilige Verfügung, Herausgabe, hilfsweise Sequester,
und Beiziehung sämtlicher beantragter Daten gerechtfertigt.

Im übrigen, bis über Notarielles Verzeichnis, Wertermittlungen in Haupt- und Hilfsanträgen 
entschieden ist, die die Gegnerin wegen Dürftigkeit ablehnt, sind schon wieder Belege der 
Vernichtung entgegen gegangen, die der Notar und Sachverständige dann gar nicht mehr 
prüfen können. Sodann ist der Notar auf die Mitarbeit der Gegnerin angewiesen. Ausweislich
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ihres bisherigen Verhaltens hat diese daran gerade kein Interesse. 

Alle Daten sind auch Beweise und sichern auch die Ansprüche der Hauptanträge.

Zu 8. Schadensersatz wegen sittenwidriger Schädigung
Natürlich ergibt sich aus Betrug ein Schadensersatz.

Ein Betrug im Pflichtteilsrecht ist nicht mit der Zahlung des Pflichtteils/Ergänzungsanspruchs 
abgegolten. Dergleichen nicht für die vorsätzliche sittenwidrige Schädigung des Erblassers.

Diese Meinung kann die Kammer nur halten indem sie den ganzen Sachvortrag zu dem 
Betrug ignoriert und in der Folge auch die Rechtslage nicht wahrnehmen mag.

Zu 9. Besichtigung Hausrat
Die Beschwerdeführerin verweist auf die Pkh Beschwerde vom 21.08.23, S, 22, 
insbesondere:
9.
DAS LG BERLIN HAT NICHT GEHÖRT, DASS DER 
BESICHTIGUNGSANSPRUCH DER BESCHWERDEFÜHRERIN ZUM HAUSRAT 
NOCH NICHT ABGELAUFEN IST.

AN UNTERGERICHTEN WIRD DIE MEINUNG VERTRETEN, DASS BEI  BEREITS 
VORLEGTEM ABER UNVOLLSTÄNDIGEN NOTARIELLEM VERZEICHNIS DER 
BESICHTIGUNGSANSPRUCH NOCH NICHT ABGELAUFEN IST. DIES KANN JA 
BEI EINEM VERZEICHNIS NICHT ANDERS SEIN. 
BEI VORLIEGEN VON REVISIONSGRÜNDEN (GRUNDSÄTZLICHE 
BEDEUTUNG, RECHTSFORTBILDUNG, EINHEITLICHKEIT) IST PKH ZU 
BEWILLIGEN, AUCH WENN DAS GERICHT ZU UNGUNSTEN ENTSCHEIDEN 
WILL).

Es ist auch keine Verwirkung nach § 242 BGB eingetreten, da das vorgelegte 
Verzeichnis erkennbar unvollständig ist, so dass ihr auch weiterhin das Recht auf 
eigene Hinzuziehung zusteht, auch wenn die Beschwerdeführerin bei der Erstellung 
des bereits vorlegten Verzeichnisses nicht auf ihre Hinzuziehung bestanden hat, 
begründet dies kein schutzwürdiges Vertrauen der Gegnerin (LG Bielefeld, Teilurt. V.
16.01.2019- 3 O 138/18, BeckRS 2019, 14918).
Der Auskunftsanspruch wurde auch noch nicht erfüllt, weil die Angabe der Gegnerin 
falsch ist, der Hausrat war nicht alt und wertlos. Sie hat ihn daher einzeln und mit 
Berechnungsfaktoren anzugeben (Im Rahmen der Auskunft über den tatsächlichen 
Nachlass sind im Interesse der Offenlegung der Berechnungsfaktoren Gegenstände 
des Hausrats und Inventars einzeln anzugeben, unzulässig ist eine Saldierung. 
Entsprechendes gilt für die Auskunft über den fiktiven Nachlass, die detaillierte 
Angaben über Zeit, Empfanger und Gegenstand der jeweiligen Zuwendung erfordert.
(n. amtl. Ls.) LG Bielefeld, Teilurt. V. 16.01.2019- 3 O 138/18, BeckRS 2019, 14918).

10. Wahrgenommene und fehlende Anträge
Der Beschluss vom 25.07.23 listet den Antrag 1.4.1 Verkehrwertgutachten Wetzbach 34, 
64673 nicht nur auf den Seiten 6, 7 (Anträge der Beschwerdeführerin), sondern auch auf S. 
16: Nach derzeitigem Sachstand erscheinen bei summarischer Prüfung auch die Anträge 
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gemäß Ziff. 111. 1.4.1, 1.4.2 sowie 111. 2 und 3. erfolgversprechend. Insofern korrigiert die 
Beschwerdeführerin ihre PKH Beschwerde vom 21.08.23.

Zunächst einmal ist die Gegnerin nicht bereit nach § 242 BGB Auskunft zu erteilen, so dass 
die Beschwerdeführerin selber recherchieren muss, so dass es naturgemäß zu weiteren 
Erkenntnissen und Anträgen im Pkh Verfahren kommt, damit keine Verjährung eintritt.

So fehlen im Beschluss vom 25.07.23 und vom 06.12.23 die Anträge zur 
Wertermittlung in der Pkh Beschwerde vom 21.08.23, S 6 in Bezug auf den Vortrag 
vom 10.07.23, S. 9 ff.:

Der Antrag wird gestellt, da im Rahmen einer Wertermittlung Belege vorzulegen sind (OLG 
München Urt v. 23.08.2021 – 33 U 325/21). 

Begründung: Die Gegnerin hat augenscheinlich schon zu Lebzeiten des Erblasses sein 
Geldvermögen, sein Einkommen, seine Arbeitsleistung vereinnahmt, gibt diese Geschenke 
aber nicht an. Es war Betrug des Erblassers zugunsten der Gegnerin und seiner zweiten 
Frau zulasten des gesamten Pflichtteils/Ergänzungsanspruch angekündigt worden. Und 
dieser augenscheinlich auch vollzogen wurde, da das erhebliche Geldvermögen des 
Erblassers verschwunden ist, sie sich ab Februar 2012, des am 01.12.2020 verstorbenen 
Erblassers seine hohe Rente auf ihr eigenen Konto anweisen liess, nach seiner Berentung 
gründete der Erblasser eine Firma (Artemis, später in Catena umbenannt), die Gegnerin 
brachte keinen Kapitaleinsatz, aber als Mitkommandistin aufgenommen war, ist als ein 
Geschenk zu werten (die Aufnahme eines Kommanditisten ohne eigenen Kapitaleinsatz ist 
regelmässig als Schenkung zu betrachten. Übernahme einzelner Pflichten z.B 
Geschäftsführung kann Unentgeltlichkeit einschränken (Sörgel, Bürgerliches Gesetzbuch, 
Band 33: Erbrecht 2 §§ 2064 - 2273 BGB, 14. Aufl., 2022, § 2325 BGB Rn 25)) und den 
Erblasser, nachdem dieser in Rente war, als Forscher in der vom Erblasser an sie 
übergegangenen Firma als Geschäftsführerin, ohne Honorar für sich arbeiten liess. Die 
Arbeitsleistung des Erblassers war ein wesentlicher Bestandteil dieser Firmentätigkeit. Es 
steht zudem im Raum dass der Erblasser nach seiner Berentung für weitere Firmen als 
Berater tätig war, hieraus hohe Honorare erzielte und diese möglicherweise ebenfalls gleich 
an die Gegnerin transferiert wurden.
Dies ist nötig, da die Gegnerin aber behauptet, außer der als Zuwendung erhaltenen 
Immobilie keine weiteren Geschenke erhalten zu haben. 

Wertermittlung:
der Höhe des an die Gegnerin zu Lebzeiten ergangenen nachweislich vorhandenen 
Geldvermögen des Erblassers;

der Höhe der ab Februar 2012 bis zum Tod des Erblassers am 01.12.2020 auf die Konten 
der Gegnerin zugegangen hohen Rente des Erblassers;

der Höhe des Anteils der Gegnerin als Mitkommanditistin bei Fa. Artemis, später Catena;
der Höhe der Honorare des Erblassers für seine Tätigkeit als Forscher in der an die von ihm 
auf die Gegnerin übergegangene Firma;
die Höhe aller weiteren Honorare, die der Erblasser nach seiner Berentung erzielte und die 
möglicherweise gleich an die Gegnerin geflossen sind;

und (fristhemmend) die Höhe aller noch zu ermittelnden werthaltigen Geschenke des 
Erblassers an die Gegnerin;

der Höhe der Anteilshälfte des Erblassers am ehegemeinsamen hochwertigen Hausrat.

Sowie noch einmal am 01.12.23:
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Die Beschwerdeführerin verweist auf ihre PKH Beschwerde vom 21.08.23, S. 6 ff. und 
beantragt die Wertermittlung für die Arbeitsleistung des Erblassers in diesem 
Auftragsverhältnis bzw. das hieraus verschwundene Geldvermögen.

S. 1:
Diesseits ist bekannt geworden, dass  weiteres Vermögen zu Lebzeiten des Erblassers 
vorhanden gewesen und verschwunden ist oder die Gegnerin sich weitere hoch werthaltige 
Arbeit des Erblassers als Forscher in den Firmen Artemis, später Catena hat schenken 
lassen. Hierzu verweist die Beschwerdeführerin auf ihren Vortrag vom 10.07.23, S 9: der 
ehemalige Mitkommanditist in Person von Dr. Reinhard Beck wunderte sich, dass es der o.g.
Fa. für den Erblasser einen Beratervertrag gab, wo Abrechnung nach Aufwand vereinbart, 
nach den noch vorhandenen Unterlagen aber keine Zahlung bis 2012 festgestellt werden 
konnte und dass der Erblasser, obwohl Honorare für Forscherarbeit festgelegt waren, nichts 
bekam. Die Gegnerin und Mitkommanditistin aber als Geschäftsführerin verantwortlich 
gewesen ist, ihn entsprechend zu vergüten.

Die Beschwerdeführerin erinnert noch einmal daran, dass erbrechtlicher Betrug zu Lasten 
der Beschwerdeführerin zugunsten der Gegnerin angekündigt worden war und 
augenscheinlich auch durchgeführt wurde, da sämtliches Geldvermögen und Einkommen 
des Erblassers verschwunden sind und die an die Gegnerin verschenkte Immobilie mit 
konstruierten Zahlungen belegt wurde, damit hieraus mölichst krin Anspruch erewachsen 
würde. Die Gegnerin behauptet, keine weiteren Geschenke erhalten zu haben. Jedoch 
erhärtet sich auch hier der Verdacht, dass diese sich alles Einkommen, Vermögen, 
geldwerte Leistungen des Erblassers schon zu dessen Lebzeiten zuleiten liess. 

Die Beschwerdeführerin hat mit Dr. Reiner Sauerwein von der Nabaltec AG gesprochen. Die 
Nabaltec AG hat den Firmen, Artemis, später Catena Aufträge erteilt, in denen der Erblasser 
Forschungsarbeiten umsetzte. Es wurden auch Sondervergütungen für die Erfinderarbeit 
bezahlt. Hierfür wurde im Wert von ca. 30 Mio€ eine Produktionsanlage errichtet.

Beweis: Bestätigung des Gesprächs der Beschwerdeführerin vom 01.12.23, K 105

De Beschwerdeführerin schätzt, dass es sich hier um eine weitere hohe Geldsumme 
handeln könnte, die entweder verschwunden sind, wie das andere Geldvermögen des 
Erblassers von bis dato min 1,8 Mio€ schon zu dessen Lebzeiten verschwand oder die 
Gegnerin vom Erblasser wiederum die Arbeitsleistung des Erblassers zum Geschenk 
bekam.

Sollte die Beschwerdeführerin die Anträge nicht klar genug gestellt haben, so werden 
sie hier im Beschwerdeverfahren noch einmal estellt.

Am 09.11.23 machte die Beschwerdeführerin an den Patientenakten des Erblassers 
noch eigene Rechte aus § 630 g geltend und beantragte:

In Bezug auf 2. f und hilfsweise 3. f, Herausgabe und Sicherung aller 
Abrechnungsunterlagen in der Krankenversicherung des Erblassers Wolfgang 
Wehner, soweit zurück wie möglich herauszugeben und bei den zuständigen 
Krankenversicherung anzufordern. Der am 09.10.1939 geborene Erblasser hat die 
Versicherungsno  KK5177-3928, Versicherungskammer Bayern, Versicherungsanstalt 
des öffentlichen Rechts, Krankenversicherung zum Zwecke der Rekonstruktion der 
ärztlichen Behandler des Erblassers und der dortigen Anforderung der 
Patientenakten, macht die Beschwerdeführerin noch eigene Rechte als nächste 
Angehörige, die sie als Tochter unzweifelhaft ist, aus § 630g III Satz 2 BGB geltend.
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Zu den Anträge zu den geforderten Belegen, hilfsweise Sicherung über Sequester:
Bei den Firmenunterlagen wäre zu überlegen, auch wenn der Erblasser in 2007 austrat und 
die Gegnerin 2012, ob über den Zeitraum der Firmengründung durch den Erblasser bis zum 
Austritt durch die Gegnerin hier nicht Belegvorlage in Betracht kommt, analog bestehender 
Firmen, weil die Angelegenheiten des Erblassers und der Gegnerin auch hier analog OLG 
Frankfurt NJW-RR1993,1483,1485 aufgrund zahlreicher materieller und immaterieller 
Transaktionen schwer durchschaubar sind und umfassender Betrug angekündigt worden 
war.

11. FAZIT
All dies findet auch im letzten Beschluss der Kammer keinen Widerschlag.

Auch bei einer objektiv vernünftigen Sicht muss die Beschwerdeführerin fürchten, dass der 
Rechtsstreit auch im Hauptverfahren nicht unparteiisch verhandelt und entschieden wird, 
sondern anhand der Behauptungen der Gegnerin entschieden wird, Beweisangebote der 
Beschwerdeführerin zur Sachlage nicht wahrgenommen werden und diese auch die 
Rechtslage nicht bekommt. Etwa in der Frage, das eben keine Dürftigkeit besteht, die die 
Gegnerin behauptet, denn die Grundschulden auf der der Gegnerin vom Erblasser 
geschenkten Immobilie, für Investitionen darauf  verwendet, von min. gesamt 323.743,49 €, 
die der Erblasser tilgte, waren zu werthaltigen Eigentümergrundschulden geworden (K 67, 
Beweis: Grundbuchauszug Amtsgericht Bensheim vom 23.11.22)
oder
die Aufnahme eines Kommanditisten ohne eigenen Kapitaleinsatz ist regelmässig als 
Schenkung zu betrachten. Übernahme einzelner Pflichten z.B Geschäftsführung kann 
Unentgeltlichkeit einschränken (Sörgel, Bürgerliches Gesetzbuch, Band 33: Erbrecht 2 §§ 
2064 - 2273 BGB, 14. Aufl., 2022, § 2325 BGB Rn 25).

Birgitta Wehner, Beschwerdeführerin
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